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46. Sitzung des Landtages von Rheinland-Pfalz 
am 7 • .Juli 19G5 

Die Sitzung wird um 9.35 Uhr durch den Präsidenten 
des Landtags eröffnet 

Präsident Van Volxem: 

Die 46. Sitzung des Landtags Rheinland-Pfalz ist 
eröffnet. Beisitzer sind die Herren Abgeordneten von 
Bünau und Geisel; der Herr Abgeordnete Geisel führt 
die Rednerliste. Es fehlen entschuldigt die Herren Ab
geordneten Westenbe~·ger. Dcmnierle, F~. Barthel, 
Piedmont und Frau Abgeordnete Wetzel. 

Ich begrüße auf der Tribüne als Gäste des Land tags 
die Frauengruppe Frankenthal des Touristenvereins 
.. Die Naturfreunde''. das Staatliche Neuspradiliche 
Gymnasium Bad-Dürkheim und die Ausbildungskom
pcinj~ l3.5 Niederl.ahnF<tein. 

(Beifall des Hauses.) 

Wir fah1·en in der Tagesordnung fort. Ich rufe auf 
Punkt 7 der Ta.i?esordnung; 

Antrag der Fraktion der CDU betl'effend Vorlage 
eines EWG-Anpassungsprogramms filr die Land

wirtschaft in Rheinland-Pfalz 

- Drucksache II/435 -

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Meyer (CDU), 

Ab~. Meyer: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Beratung unseres Antrages über die Vor
lage eines EWG-Anpassungsprogramms findet zu einem 
7.:eitpunkt statt, an dem die EWG - das kann man 
wohl sagen - in einer Krise steckt. 

Meine Damen und Herren! Ich habe nicht vor, hier die 
Schlacht in einen falscllen Saal zu verlegen, aber vor
w0g ge~ tatten Sie mir doch die kurze Bemerkung, daß 
ich tn€'ine, daß es in einer solchen Gemeinschaft nicht 
so :1.11gehen kann, daß man von einem Partner nur 
Vm·l<>i:::tungen verlangt, so wie man es von der Bun
desrepublik und der deutschen Landwirtsclla.Ct bisher 
g.-t;rn hat. 

(Beifall im Hause.) 

wäh1·1md andere Partnei:- in dieser Gemeinschaft die 
Wahrung ihrer eigenen Vorteile zu stark in den Vor
d<:>rgrund stellen. Man sollte das honorieren, was seitens 
der Bundesrepublik bisher an Opfern für die Einigung 
i.ind <las Zustandekommen der Europäischen Wi.J:t
sd1aftsgcmeinschaft und auch der politischen Gemcin
s<:ha[t Europas gebracht wurde. Es ist wohl an der Zeit, 

daß die übrigen Partner in gleicher Weise Opfer brin
gen, damit dieses große Werk zustande kommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Insgesamt glaube ich, daß diese Schwierigkeiten über
wunden werden, weil sie einfach überwunden werden 
müssen, da es hier nicht um Einzelinteressen, sondern 
um Europa geht. 

Aber nun,. meine sehr verehrten Damen und Herren, 
lassen Sie midi kurz den Antrag der CDU-Landtags
fraktion begründen, der Ihnen in der Drucksache IIJ435 
vorliegt. 

Die rasche Verwirklichung eines gemeinsamen Agrar
marktes, so wie es in den letzten Jahren geschehen ist, 
verlangt auch von uns in Rheinland-Pfalz außerge
wöhnliche Maßnahmen, um für die Landwirtscha!t 
gleiche Startbedingungen zu schaffen. Wir wollen mit 
dem Antrag, den wir vorgelegt haben, vor allen Dingen 
erreiclieri, -daß -bisher schon eingelei tele Maßnahmen 
schwerpunktmäßig und verstärkt fortgesetzt werden, 
und daß neue Maßnahmen eingeleitet werden, die not
wendig sind, um die deutsche Landwirtschaft auf dieses 
Ziel, das ich eben nannte, vorzubereiten . 

IdJ. darf mit wenigen Sätzen auf die Situation unserer 
Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz eingehen. Sie alle 
wissen, daß wir strukturell - agrar- ·und auch markt
strukturell - große Nachteile haben, die vor allem 
darin liegen, daß fast zwei Drittel unserer Landwirt.-. 
schaft Höhengebietscharakter hat, in Mittelgebirgen 
liegt, und somit unter erschwerten Bedingungen arbei
ten und \virtscha{ten muß. 

Die Schwierigkeiten, die sich vor allem auf agrar
strukturellem Gebiet ergeben, sind nicht von heute auf 
morgen zu beseitigen, weil sie ja - man kann sagen -
in Jahrzehnten, in Jahrhunderten so gewach1:1en sind 
und es sehr schwiedg ist, mit den uns zur Verfügung 
stehenden Mitteln die Dinge in kurzer Zeit zu ändern. 

Die CDU-Landtagsfraktion ist der M€'immg, daß das 
E"\'i1G-Anpassungsprogramm, das wir von der Regie
i·u1lg fordern, vor allen Dingen vier Schwerpunkte 

· beinhalten muß: 

1. Maßnahmen zur Vex·bcsserung der Agrarsti:-uktur, 

2. Anpass:ung der Erzeugung, 

3. Verbesserung der Marktstruktur und 

4. Anpassung der Ausbildung und der Wirtschaftsbe
ratung an die Erfordernisse d€'r heutigen Betriebs
wirtschaft. 

Zu den einzelnen Schwerpunkten darf ich folgendes 
ausführen: Bei der Flurb~reinigung sind etwa 50 Pro
zent der Flächen in Rheinland-Pfalz bisher bereinigt. 
Die Jahresleistung an bereinigter Fläche dürfte in die
sem Jahr etwa bei 28 000 bis 30 000 ha liegen. Wh; 
glauben seitens der CDU-Fraktion, daß es mit dem 
Einsatz höherer finanzieller Mittel und unter verstärk
ter Voranstellung des Zusammeolegungsverfahrens 
möglich ist, die Flächenteistung auf 40 000 ha pro Jahr 
auszudehnen, so daß wir in einem kürzeren Zeitraum 
die Flurbereinigung in Rheinland-Pfalz abgeschlossen 
haben können. 

Ich braudJ.e auf die Maßnahme im einzelnen hier nicht 
einzugehen. Sie ist ja vor nicht allzu langer Zeit bei 
einer Großen Anfrage im Parlament besprochen wor-

_ ....... 



46. Sitzung, 7. Juli 1965 1583 

(Meyer) 

den, und auch der Agrarpolitische Ausschuß und der 
Haushalts- und Finanzausschuß haben sich mit dem 
Problem befaßt. 

Eine sehr wichtige Maßnahme, deren Bedeutung im 
allgemeinen nicht voll gesehen wird, ist die Althof
sanierung. Seit Einführung des Hofkredites zu einem 
Zinssatz von 3 Prozent und durch die weitere Zinsver
billigung über die Höferolle auf 1 Prozent sind wir in 
der Altho(sanicrung ein sehr gutes Stück weiterge
kommen. Die Bereitschaft unserer Betriebsleiter, auch 
die Innenwirtschaft zu rationalisieren, ist sehr groß. 
Die Investitionen, die auf diesem Gebiete gemacht 
werden, sind enorm. Andererseits - das muß gesagt 
werden - ist natürlich auch die Verschuldung unserer 
landwirtschafllichen Betriebe durch die Maßnahmen 
der Althofäanierung recht hoc.:h geworden. Alle diese 
ugrarstrukturellen Maßnahmen, wie Althofsanierungen, 
Flurbereinigungen, Aufstockung, Dorfsanierung und 
Wirtschaftswegebau, werden - und das freut uns be
sonders - eine besondere Förderung erfahren in dem 
EWG-Anpassungsgesetz, das auf Antrag der CDU
Bundestagsfraktion in den letzten Tagen im Bundestag 
verabschiedet worden ist. 

Die Althofsanierung wird aber auch in Zukunft noch 
erhebliche Mittel in Anspruch nehmen. Es wird be
kanntlich so sein, daß nicht alle Betriebe aussiedeln. 
Es wird immer nur ein geringer Teil sein, der aus
siedelt. Aber in der Althofsanierung müssen wir darauf 
sehen,. daß diejenigen, die im Dorfe zurückbleiben, 
Verhältnisse bekommen, die eine rationelle Gestaltung 
der Innenwirtsclrn.ft zulassen. Wir müssen auch sehen, 
daß die durch die Aussiedlungsbetriebe entstehende 
Auflockerung den zurückbleibenden Betrieben zugute 
kommt. Der Nachholbedarf ist hier sehr groß, und der 
Einsatz von Mitteln wird entsprechend sein müssen, 
um der deutschen Landwirtschaft die gleichen Bedin
gungen zu geben, die die Landwirtschaft der übrigen 
europiiischen Länder hat. 

Nun ein paar Worte zur Aufstockung der bäuerlichen 
Vollerwerbsbeiriebe! Auch hier gibt es große Schwie
rigkeiten, weil sich die Fläche nicht beliebig vermehren 
läßt. Wir mußten in den letzten Jahren feststellen, daß 
verschiedentlich neue Schwierigkeiten aufgetreten sind, 
die einmal in den Grundstückspreisen liegen, zum 
cinderen auch darin, daß die freiwillige Landabgabe von 
Nebcnerwerbsbcirieben oder auch von denen, die ihr 
Land gar nicht mehr bewirtschaften, inzwischen sehr 
gering geworden ist. 

Die eingeleiteten Maßnahmen zur Landmobilisierung 
habi.:n bisher nicht den gewünschten Erfolg gezeigt. Wir 
sollten deshalb überlegen, ob wir nicht in diese Förde
rungsmaßnahmen auch eine langfristige Pacht einschlie
ßen können. Es muß aber eine langfristige Pacht sein, 
damit der Pächter notwendige Investitionen im Betrieb 
machen kann, wenn der Betrieb entsprechend vergrö
ßert wird. Es sollte auch geprüft werden, ob nicht eine 
Andcrung des Landpachtgesetzes notwendig ist. 

In diesem Zusammenhang ein paar Worte zur Dorf
sanierung! Die beiden vorgenannten Maßnahmen stehen 
in sehr engem Zusammenhang damit. Wir haben in 
diesem Hause immer wieder voranges tellt, daß die 
soziologische Struktur unserer Dörfer erhalten bleiben 
soll, daß wir die Menschen abhalten wollen, in die 
Ballungsräume zu ziehen. Das heißt andererseits, die 
Lebensbedingungen auf dem Dorfe zu schaffen, die das 
Leben aur dem Dorf lebenswert machen. Wenn wir das 
wolle n, dann heißt das vor a llen Dingen, daß wir das 

wirtschaftliche, das soziale und das kulturelle Gefälle 
von Stadt zu Land abbauen. Ich glaube, daß in diesem 
Zusammenhang dem vom Bundeswohnungsbauminister 
Lücke angekündigten Wohnungsbauprogrnmm für das 
Land eine große Bedeutung zukommt. Soweit das Pro
gramm in den Vorbesprechungen erkennen ließ, wird 
hier die Möglichkeit geschaffen, einem Teil der Neben
erwerbsbetriebe und denjenigen, die Grundstücke für die 
Aufstockung von Vollerwerbsbetrieben zur Verfügung 
stellen, die finanziellen Mittel an die Hand zu geben, 
um ihre Wohnverhältnisse wesentlich zu verbessern, 
ja, um vielleicht auch in vielen Fällen überhaupt zu 
einem eigenen Heim auf dem Lande zu kommen. kh 
sehe hier eine Möglichkeit, die in Ergänzung unserer 
bisherigen agrarstrukturellen Maßnahmen eine sehr 
gute Wirkung gerade für die Dorferneuerung haben 
könnte. 

Lassen Sie mich aber auch ein Wort w der Frage des 
Kleinbauerntums und der Nebenerwerbsbetriebe sagen, 
die ja immer wieder angeschnitten wird. Es wird sehr 
häufig ein eigenes Förderungsprogramm für die Neben
erwerbsbetriebe gefordert. Wir sollten dieses Problem 
des Kleinbauerntums ohne jede Romantlk sehen. Wir 
sollten es sehr nüchtern betrachten. Wir sollten die Ent
wicklung sehen, wie sie bisher gelaufen ist. Sie war 
bisher so, daß ein Teil dieser Nebenerwerbsbetriebe 
bereit war, ob in Pacht oder über Verkauf, ihr Land 
für Vollerwerbsbetriebe zur Verfügung z.u stellen, daß 
die Abgänge, die wir bisher bei landwirtschaftlichen 
Betrieben haben, überwiegend aus dieser Betriebs
größenklasse kommen. Das besagt andererseits nicht, 
daß wir nicht alles versuchen wollen, um den Men~chen, 
die bereit und willens sind, auch in Zukunft noch auf 
dem Lande zu bleiben und ihr Land zu bewirtschaf
ten, die Möglichkeiten an die Hand zu geben, daß sie 
bestehen, auf dem Lande wohnen und ihren Boden 
bewirtschaften können. Ein großer Teil dieser Betriebe 
wird durch eine Abstockung - so wiH ich es einmal 
nennen - zu einer tragbaren Nebenerwerbsgröße kom
men. Seither waren diese Betriebe oft ausgesprochene 
Quälbetriebe, vor allem für die Frnuen, an denen die 
gesamte schwet'e Arbeit hing. 

Wir werden in Zukunft dieser Frage unser besonderes 
..Augenmerk widmen. Wir haben se itens der CDU
Fraktion bisher alles getan, um Nebenerwerbsbetriebe 
teilhaben zu lassen an den Förderungsmitteln, die für 
die gesamte Landwirtschaft zur Verfügung s tehen. Ic.:h 
darf hier für die CDU -Fraktion erklären, daß wir auch 
in Zukunft dafür sorgen werden, daß für die klein
bäuerlichen Betriebe und die Nebenerwerbsbetriebe 
die Förderungsmittel, die global aus dem Grünen Plan 
gegeben werden, zur Verfügung stehen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Sie werden auch in Zukunft ihl'en Platz haben neben 
den Vollerwerbsbetrieben unter der Voraussetzung -
ich sage es noch einmal -, daß die Menschen bereit 
sind, das Land noch zu bewirtschaften. 

Zu der Aussiedlung darf ich bemerken, daß auch hier 
eine wesentliche Verbesserung eintritt durch das 
EWG-Anpassungsgesetz des Bundes, und zwar sagt § 2 
in seinem Absatz 3, daß der Kapitaldienst jetzt so 
gestaltet wird, daß einmal die fragbare Belastung neu 
überprüft wird 'und daß zum anderen die Amortisation 
der aufgenommenen Darlehen sich nicht über einen 
Zeitraum von meht· als dreißig Jahren erstret•kt. 
Das Land muß prüfen, ob die Landesdarlehen, die bis
her in Höhe von 40 000 DM gegeben wurden , nicht den 
gestiegenen Baukosten angepaßt werden sollten. Es ist 
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s~hr scllw1erig, eine Aussiedlung heute unter den ge
~iieg('nen Baukosten '7.U den vom Bund bisher gelten
den Richtlinien durchzuführen. E:; wird eine Verbesse
rung kommen über das E\VG-Anpassungsgesetz. Wenn 
o,dr di~ Hkhtlinien knnnen, sollten wir überlegen, ob 
da,.: Land nicht einiges :>.usätzlich tut. 

Der Wirti:><:h<iftswegebau ist eine der Grundvorausset
%un~en l't.ir die sinnvolle Anwendung der Mechanisie
nmg. Es ist in den letzten Jahren enorm viel getan 
wm·d('n für den Ausbau der Wirtschaftswege, nicht 
nur im Rahmen der Flurbereinigung, sondern auch 
außerhalb der Flurbereinigung im Rahmen des Grünen 
Planes. Eines allerdings wll auch einmal ausgesprochen 
w~rden. E!i genügt nicht, daß wir die Wege ausbauen, 
sondern wir müssen uns audi. Gedanken machen, wer 
sie unterhält. kh habe ·~twas Sorge - und jetzt spricht 
Pin biß~h<>n meine Bürgermeisterseele mit -, ob es den 
Gt>mdnden immer möglich sein wird, diese Wegestrek
ken - es sind meist nach den Flurbereinigungsverfahren 
drei Kil<>meter pro 100 Hektar landwirtsd1aftlicb.er 
Nut1..f\äche - aus eigenen Mitteln in der Zukunft zu 
unterhalten. Zumindest sollte geprüft werden, ob nicht 
die Richtlinien des Grünen Planes dahingeh1md geän
dert werden können. daß nicht nur der Ausbau, son
dern auch die Unterhaltung in etwa mit in den Richt
linien berücksichtigt werden kann. Ich denke dabei vor 
allem an die Erneuerung del' Decken und die Ober
flächen bc! handlung. 

Ober dil' Maschinengemeinscb..aften brauche ich nichts 
mehr zu sagen; wir haben darüber gestern gesprochen. 
Wir waren darüber einer Meinung, daß die ·Maschinen
gemeinschaften so, wie sie bisher in Rheinland-Pfalz 
.E(efördert wurden, in Zukunft weiter gefördert werden 
!'ollen. das heißt jede Form des überbetrieblichen 
Mai>rhineneinsatzes, mit dem erreicht wird, daß die 
Iktriebskost<>n ge~enkt werden. 

Nun zu dem zweiten Schwerpunkt: Anpassung der Er
zeuµ;ung, Grundsälzlich ist dabei zu beachten die An
passung der E.t·zeugung an die Bedürfnisse des Marktes 
und unter allen Umständen auch zu b9rücksichtigen, 
d<iß dio:> natürlichen Produktionsbedingungen durch die 
Auswahl der jeweils günstigen Standorte ausgenutzt 
werden. 

kh sagle eben schon: Etwa zwei Drittel unserer land
wirt.~ch<lftlichen Betriebe haben Höhengebiet.scharakt.er. 
Hif~r herrsd1t die Grünlandwirtscha!t vor. Ihre Förde
rung sollte uns deshalb besonders angelegen sein. Die 
Grünlandwirtschaft wird eine gute Chance in der Euro
päisclwn Wirtschaftsgemeinscha!t haben, da sie über 
die Rindviehhaltung die Möglichkeit hat, ein entspre
chende~ J<~inkommen zu erwirtschaften. Wenn wir die 
Entwicklung des Rindfieischverbrauches nicht nur in 
Ettrnp~. ~ondern in der gesamten Welt sehen, dann 
ktlrn;..-n wir fe?:;tstellen, daß l'J_er für die Produktion 
noch t'ehr große Reserven liegen. Wir habt:!U im letzten 
Jahr erlebt, in welchem Ausmaß Italien den Rind
fl.eischveneh1· gesteigert hat. Dort ist innerhalb von 
neun Jahren eine Verdoppelung des Rindfieischver
brauch~ festzustellen; mit eine po~itive Auswirkung auch 
des F:insatzes von Gastarbeitern in Deutschland, die hier 
andere Lebensgewohnheiten kennengelernt haben, und 
deren Kaufkraft sich auch entsprechend auswirkt. Viel
leicht haben auch die deutschen Urlauber in Italien 
einiges dazu beigetragen, die ihre Lebensgewohnheiten 
aueh dort nicht aufgegeben haben. Aber in.sgesamt ist 
es so, daß Rindfleisch im letzten Jahr in der gesamten 
Welt knapp war, daß sogar der größte Rindfieisch
produzent der Welt, Argentinien, einen rindfleisch-

freien Tag in der Woche eingeführt hat, daß sogar 
Frankreich, das immer auf Rindfteischausfuhr bedac.ht 
war, $elbllt eingefi.ilu:t hat. Im Bundesgebiet ist eine 
gleichlaufende Entwicklung festzustellen. 

Allein aus dieser Sicht heraus glaube kh, daß unsere 
Grünlandbetriebe in der Rindviehhaltung eine beson
ders gute Möglichkeit haben, 1n Zukunft zu bestehen 
und daß sie diese Chance nutzen sollten. Bei den För
Q.erµMsiniilß.n.a.omen muß die Rationalisierung dieset· 
Betriebe im Vordergrund stehen, das heißt wie seither: 
der Bau von Grünfuttersilos und Unterdachtrocknungs
anlagen, Gülleanlagen und der Weideeinzäunung, die 
eine noch bessere Ausnutzung in Form der Mähweide 
gestattet 

Ein Großteil unserer Betriebe in Rheinland-Pfalz ist 
selbstversfändllch auch in Zukunft auf den Ackerbau 
angewiesen. Und für diese Betriebe spielt neben der 
Rindviehhaltung die Schweinehaltung eine sehr große 

.Rolle. Hier sollten die Schweinemastprüfringe gefördert 
werden, weil sie in den letzten Jahren einen großen 

1 Erfolg zu verzeichnen hatten. Die Schweinemastprüf-
j ___ _ringe.-die in den le1zten. Jahren mit finanzieller Unter-

.stützung des Landes gebildet wurden, haben einmal 
drum geführt, daß der Anteil an Fleischschweinen 
wesentlkh gestiegen ist, so wie es der Markl heute 
verlangt, daß zum anderen aber auch eine größere 
Wirtschaftlichkeit der Mast erreicht wurde. Die Erzeu
gung von magerem Fleisch ist ja nicht nur eine Frage 
der Züchtung, sondern vor allem auch eine Frage der 
Fütterung. über die Schweinemastprüfringe als einer 
Form der Wirtschafl:;bci·atung ist ein sehr gutes Er
gebnis zu verzeichnen, vor allem auc.:h, weil jetzt die 
Menge an· Getreidewerten, die pro Kilo erzeugtem 
Sc:h:wcinefl.e!sch aufgewendet wird, wesentlich gesenkt 
werden konnte und somit eine wesentlich bessere Wirt
schaCtlichk{'it. in der Schweinema~t gegeben is t. Auch 
hier unsere Forderung: Diese Entwicklung weiter zu 
fördern, weil wir ja auch dadurch die Möglichkeit ha
ben, nun .ein größeres Sortiment von guter Qualität 
dem Markt anbieten zu können. 

Lll.S~ Sie mich kurz. zu den Sonderkulturen etwas 
111a~:' •'Beim Weinbau· ,geht es um den Au!bau der 
Weinberge und um die Weinbergsflurbereinigung. Die 
Maßnahm.en sind mit sehr hohen Kosten verbunden. 

. '·'Das .iWllte uns aber nicht davon abhalten, sie in Zu
ktlnfi'"verstafkt fortzusetzen. Der Weinbergsfturbereini
gung wird eine große Bedeutung zukommen im Hin
blick auf die Wettbewerbslage unseres deutschen 
Weinbaues im zukünftigen Gemeinsamen Markt. Bei 
Obst und Gemüse haben wir einen Mehrjal:u·esplan, 
der schon einige Jahre mit gutem Erfolg läuft. Ihn 
müssen wir fortsetzen, darüber hinaus aber dafür 
sorgen, daß geschlossene Obstanlagen in Einzelbetrie
b~ und auch in Zusammenschlüssen gefördert werdeIL 
D.abL?i l::i.L be:>uude1;,g beirn Gen1üsebau an eine weitere 
Förderung .. des Unterglasanbaues bei marktgängigen 
Gemüsesorten zu denken. Die Sortenbereinigung im 
Obst- und Gemüsebau, vor allen Dingen im Obstbau, 
geht nicht so schnell, wie wir es uns wünschen. Die 
Sch.wlerlg:keiten sind allgemein bekannt. Ich brauche 
nicht mehr besonders darauf hinzuweisen. Die Stöcke 
lassen sich nicht einfach aushacken und durch trag
fähige neue ersetzen. Bis sie einen Ertrag bringen, 
dauert einige Zeit. Es sollte anerkannt werden, daß 
auch die Verbände und Fachgrnµptm der Obst- und 
Gemil.Sebauern die Erkenntnis fördern, daß der Markt 
Forderungen unabdingbar stellt, die erfüllt werden 
müssen. In der Vorderpfalz ist eine Vergrößerung <ier 
Beregnw1gsfiächen dringend geboten. Die Vorbereitun-
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gen dafür - man muß das als besondere Maßnahme 
durchführen - haben einen Stand erreicht, daß man 
sagen kann: In absehbarer Zeit wird auch dieses Ziel 
erreicht werden. 

Bei all diesen Maßnahmen der Anpassung der Erzeu
gung kommt eine große Aufgabe auf die Wirtschafts
beratung zu. Hier gilt für den einzelnen Betrieb, nicht 
etwa die Wirtschaftsberatung erst dann in Anspruch 
zu nehmen, wenn die Karre verfahren ist. Die Betriebe 
werden gut beraten sein, wenn sie sich ständig der 
Wirtscl1artsbcr;itung bedienen. Es muß eine ständige 
Ergänzung des praktischen Wissens sein durch die 
Wirtschaftsberatung, ein ständiges Vermitteln von Wis
senschaft zur Praxis. Unsere Wirtschaftsberatung muß 
dubci mehr noch, als das bisher der Fall war, bei der 
Beratung in der Erzeugung die Bedürfnisse des Mark
tes sehen. Zeiten, in denen die Erzeugungssteigerung 
allein genügte, sind vorbei. Denn als Grundsatz für 
die Zukunft wird gelten, daß nicht das für den Be
triebscr.folg entscheidend ist, was man erzeugt, sondern 
das, was auf dem Markt zu verkaufen ist. Und wenn 
dieser Grundsatz gilt, glaube ich, daß für die Wirt
schaftsberatung neue Aufgaben anstehen und auch in 
einem gewissen Sinne ein Umdenken erforderlich ist, 
das sich unsere Betriebsleiter selbstverständlich eben
falls aneignen müssen. Der Markt zwingt dazu. 

Lassen Sie mich deshalb zu den Fragen des Marktes 
etwas sagen. Die Absatzlage und die Markt<:hancen 
sind in Rheinland-P!ali. sehr verschieden. Sie sind in 
einem Tell unserer Gebiete sehr gut, soweit diese in 
unmittclburer Nähe der Ballungsräume liegen. Sie sind 
gerade für die mal'ktfernen Höhengebiete oft nicht aus
reiche11d. Ich denke da vor allen Dingen an die Rind
vichhaltung und die Schweinemast. Hier wird es not
wendig sein, für die viehstarken, marktfernen Höhen
gebiete Vermarktungseinrichtungen, das heißt also 
Schlachteinrichtungen, zu schaffen. Wir haben ein 
Beisr>iel dafür, das ist der Betrieb in Thalfang. Wenn 
ich recht unterrichtet bin, steht eine finanzielle Förde
rung aus dem EWG-Ausrichtungsfonds für diesen Be
trieb in Aussicht. Wir wollen ho!fcn, daß das zutrifft. 
Ich glaube, daß dieser Betrieb sich für das Gebiet von 
Eilcl und Hunsrück segensreich auswirken kann. Ob 
weitere Betri~ue in ähnlicher Art notwendig sind, wird 
zu prüfen sein. Eines möchte ich dabei von vornherein 
sagen: Bei der Schaffung solcher Vermarktungseinrich
tungen sollten wir darauf sehen, daß Genossenschaften 
und fümdel in gleichem Maße beteiligt werden an den 
Förderungsmaßnahmen und an den Mitteln, die zur 
Vet•fügung stehen. Es werden in Zukunft nicht nur die 
GenossenschaCten am Markt sein, so sehr wir diese 
8e>lbsthilfoc-inrichtungen als Bauern auch schätzen, son
dern es wird daneben auch der Handel eine Existenz
berechtigung haben. Landhandel und Be- und Ver
arbeitungsgewerbe haben bisher gezeigt, daß sie durch
aus in der Lage sind, auch im Interesse des Erzeugers 
zu wirken. Das Zusammenwirken in einer gewissen 
Konkunenz kann, so glaube ich, nur belebend wirken 
und kann für alle nur von Vorteil sein. 

(Abg. Billen : Sehr richtig!) 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch einige 
Ausführungen zum Molkereiwesen machen. In einer 
der letzten Sitzungen hat Herr Minister Stübinger 
darauf hingewiesen, daß wir mit der Jahresanlieferung 
unserer Molkereien insgesamt an zweiter Stelle im 
Bundesgebiet liegen. Das ist sehr erfreulich. Es muß 
aber dazu gesagt werden, daß die Größe unserer Mol
ke1·eien und damit die Jahresanlieferungsmenge im 

einzelnen doch sehr verschieden ist. Wir haben Molke
reien, die im Jahr 30 Millionen Kilo Milch verarbeiten; 
wir haben Molkereien, die bei drei bis vier Millionen 
Kilo pro Jahr liegen. Eine weitere Konzentration zeich
net sich ab: einmal durch das Zusammenlegen ver
schiedener kleinerer Molkereien, zum anderen aber 
auch durch den Zusammenschluß kleinerer Molkereien 
zu Arbeitsgemeinschafte n, in denen eine Arbeitsteilung 
im Vordergrund steht, wobei sich der eine Betrieb zum 
Beispiel auf die Hen;lellung von Butter, der andere 
auf die Herstellung von Sahne, der dritte auf die Her
stellung von Trinkmilch spezialisiert. Es ist dadurch zu 
erreichen, daß zunächst einmal geringere Investitionen 
im Betrieb notwendig sind, darüber hinaus ist dadurch 
aber auch zu erreichen, daß eine gleichmäßige Qualität 
in größerem Umfange dem Markt angeboten wird. 
Schließlich brauchen wir im Molkereiwesen - ich meine, 
das müßte ich hier auch einmal sagen -, eine ein
heitliche Absatzeinrichtung. Wir können es uns nicht 
leisten, was zum Teil heute noch zu beobachten ist, 
daß wir uns sehr stark im Angebot verzetteln, ja daß 
Pine starke Konkurrenz untereinander hervortritt. Wir 
müssen sehen, daß wir zumindest eine schlagkräftige 
Absatzeinrichtung bekommen, die vor allen Dingen 
auch den Absatzeinrichtungen unserer Nachbarländer 
gegenüber konkurrenzfähig ist. 

Bedauerlich ist, daß von den 80 Millionen DM, die die 
Länder für die Verbesserung des Molkereiwesens im 
letzten Jahr beim Bund angefordert haben, nur 40 Mil
lionen zur Verfügung stehen. Ich will das gerade hier 
einflechten, weil ich an und für sich recht gerne gese
hen hätte, wenn aus verschiedenen anderen Töpfen 
etwas in diese Maßnahme geleitet worden wäre. I<:h 
glaube, daß dies sinnvoller gewesen wäre und wir 
damit auf die Dauer gesehen einen bes~cren Erfolg 
gehabt hätten. Wir sollten in Zukunft dafür sorgen, 
daß für die Konzentration des Molkereiwesens in 
höherem Maße Mittel zur Verfügung stehen. 

Nun noch ein paar kurze Worte zu der Vermarktung 
der Sonderkulturen. Im Obst- und Gartenbau sollte 
ebenfalls überlegt werden die Zw~kmäßigkeit der 
Errichtung einer leistungsfähigen Verwaltungseinrich
tung für sämtliche Erzeugergroßmärkte in Rheinland
Pfalz. Darüber hinaus sind wir der Meinung, daß in 
Rheinhessen und in der Vorderpfal1. die Zahl der Er
zeugergroßmärkte auf diesem Gebiet doch noch er
heblich übersetzt ist 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

und daß wir überlegen sollten, wie wir auch hier zu 
einer weiteren Konzentration kommen können. 

Bei der Weinwirtschart halten wir es für notwendig, 
daß die Lagerkapazität weiter ausgebaut und ausge
dehnt wird, um der wachsenden Erzeugung angepaßt 
zu werden. Außerdem müssen die Förderungsmittel, 
die bereitstehen, in gleichem Maße Genossenschaften, 
Handel und auch den Selbstmarktern ~ugänglich sein. 

Das, was wir im bisherigen Bundestag nun nicht mehr 
erreichen konnten - ich bedauere das sehr -, is t die 
Verabschiedung des Gesetzes über die Schaffung eines 
Marktstrukturfonds. Es wird sehr häufig bchaupte>t, 
dieses Marktstrukturfondsgesetz, das die CDU/CSU
Bundestagsfraktion dem Bundestag vorgelegt hat, sei 
mittelstands!eindlich. Ich habe an verschiedenen Be
sprechungen mit Vertretern des Mittelstandes teilge
nommen, und wir konnten in diesen Besprechungen 
feststellen, daß, wenn erst einmal die Vorurteile ab
gebaut waren und man die Materie im einzelnen 
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besprach, drn.h erkannt wurde, daß es nicht ein 
mittelst1rndsfoindliches Gesetz ist, sondern daß wir mit 
dil':'l('m Ge~tz nur eine Organisation schaffen wollen 
für die d<'uische Landwirtschaft, die die Landwirt
:-chaften in d<!n übrigen Ländern bctdl.;; haben. Icll' 
<'l'inne!'e nur an die FORMA Frankreichs. an die Pro
duktschapten Hollands; und kein Mensch glaubt im 
Bt·n,.;t daran, da[~ die ~'ranzoscn oder die Holländer 
lk'ro:'it sind, diese Einrichtungen aufzugeben. Es kann 
für uns deshalb nur sinnvoll und nützlich sein, wenn 
wir Pirw gleiche Einrlchtuug rni· die deut~ci.le Land
wil'tscl\<i ft schaffen. 

Ein Marktst.rukturgeset-z allein genügt nicht, wenn nicht 
dahinter ein Fonds steht, ein Fonds, der die Aufgabe 
haben soll, ::;aisonale und zyklische Schwank:ungen im 
Marktge:schehen aufzufangen und auszugleichen. leb 
glaube. daß gerade diese Maßnahme sich für Erzeuger 
und Verl>rnucher in 11:leichem Maße günstig ausV1rirkt. 

tAbg. Becl>.enbach: Beginnt hier jetzt schon 
der Bundestagswahlkampf?} 

- lktT Kollege BeckP-nbach, ein Gesetz über den Markt
s11·ukturf0nds steht in unmittelbarem Zusammenhang 
mii ullSt't't'nt Thema. 

IAbg. Dr. Kohl: Herr Kollege Meyer, der Herr 
Kollege Beckenbach redet in einem Permanenz:
wahlkampf! - Abg. Beckenbach: Sie haben doch 
w B<;ginn gesagt daß Sie nicht die Schlacht im 

falschen Saale schlagen wollten!) 

- IfE>r!' Kollege Be<:k cnbach, kh habe aber auch gesagt, 
rlaU die:-;e:;. Anpassungsprogramm in Rheinland-Pfalz 
nur ~innvol! sein kann; wenn e,5 skh a nlehnt an das 
l·~WG-Anpassun~i;progn1mm des Bundes und an die 
Bundesgesetzgebung, die wir anstreben bzw. in den 
J<:'tzten Tagen erreicht haben. 

(8<.'ifall bei den Regierungsparteien. - Weiterer 
Zuruf de1< Abg. Deckenbach. - Abg. Dr. Kohl: Herr 
Kollege Meyer, wenn er zugehört hätte, hätte er 
das auch verstand~n! Er h<it ja gar nicht zuge-

hül't !) 

- Herr Kollege Beckenba tJ1, ich glaube, daß viele der 
Koll<'gen hier verstanden haben, welch enge Zusammen
hange ~erade zwischen dem Marktstrukturfondsgesetz 
d<:s ßund<'~ und unseren Maßnahmen bestehen. 

rAbg. Bci.kenbach: Sie müssen nicht so übcrhd.>
lich sein, Herr Dr. Kohl! I\!11 habe länger zuhören 

gelernt als Sie!) 

Aber nun lassen ::>ie mich noch zu dem letzhm Schwer
punkt. kommen: Ausbildung und Beratung. Das land
\•:i rh•<·haft.liche Ausbildungswesen wird verstärkt aus
g, ·1·;ditt>t werden müssen auf die großen Aufgaben, die 
id1 vorh\n hiPr aufzuzf'igen versucht habe. Dabei meine 
idL daß dit> Au~bildung in der Berufsschuie beginnt, 
ahi•r ihre Grundlage haben muß in einer guten Volks
~drnlhi lrlun~. die unsere Kinder vom Land mitbringen 
mü:-~t>n. Das landwirtscl1afUiche ßerufsschulwesen wird 
ih1h('i v<•rstiirkt koordiniert werden müssen mit dem 
landwir ti;chafUichE>n Fachschulwesen. Wenn die Land
wirti<chal'Hschule zu einer echten Betriebsleiterschule 
w erd<'n E-Oll, dann hat meines Erachtens die landwirt
sd1altlicht> Berufsschule dazu die Grundlage zu schaf
fen. Und diE>Sf' muU darin bestehen, daß das Allgemein
wi-;s<'n v<>rhanden ist. ehe die Landwirtschafbischule 
<.hmn mit ihi'em reinen Fachwissen und mit ihl'el' Be-

triebsleiterausbildung aufbauend ein:;etzen kann. Nach 
alledem, wie es in der Praxis tüuft, haltf'n wir eine 
Koordinierung des landwirtschaftlichen Schulwesens -
hier Berufsschulen, dort Landwirtschaftsschulen - für 
unbedingt erforderlich. 

Im ilbdgen hat ja hier vor einiger Zeit e;erade das Pro
blem der Landwirtsel1aft,;:;chulen zur Debatte gestanden, 
und wir haben uns ansd1ließend im Agrarpolitischen 
Ausschuß darüber- unterhalten. Wir waren cin~timmig 
der Meinung, dal.l wir für die näch~ten zwei Jahn: ei:st 
einmal insgesamt die Entwicklung im Schulbesuch ab
warten wollen. Das heißt aber ni(•ht, daß wi.r hinsicht
lich des Ldirplanes und hin:;ichtlich der Gesamtgestal
tung nicht schon überlegen sollten, was verbessert wer
den kann. 

kh darf zum Schluß kommen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Ich habe versucht, einmal die 
Schwerpunkte aufzuzei~en, die - das mögen Sie mir 
entgegenhalten - im allgemeinen bekannt sind. Ich habP 
aber darüber hinaus versucht, diese Schwerpunkte• noch 
einmal bt>;;on'deri; in hPz11g auf ihre Förderungs~'iirdig
kcit und eine bestimmte Rangfolge herauszustellen. Wir 
haben diesen Antrag vor allen Dingen deshalb einge
bracht, weil wir g1auben, daß es notwendig ist, det' Land
wirtschaft in Rheinland-Pfalz auc.:h im Gemeinsamen 
Markt gleiche Start- und Wettbewerbltbedingungen zu 
geben. Die deutsche Landwirtschaft ist bei·eit, diesen 
WettbewerL aufzunelrnten. Die deutsche Landwirtschaft 
tut auch von sich aus - und Wf'r draußC'n durch die 
Lande geht, wird das immer wieder feststellen können -
sdw viel. 'Wir werden nur dann zum Erfolg kommen, 
wenn sich sinnvoll ergänzen die Maf.in::ihmen, die der 
einzl'lne in st"inPm BetriPb plant. mit den Förderungs
maßnahmen. die der Staat durC'hführt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die CDU
Fraktion ist d1~r Meinung, daß wir nichl eine neue 
AJ'(rarpolltik brauchen, sondern das, was wir bh;hel' an 
Maßnahmen in der Agrarpolitik eingeleitet habcrl, zügig 
fortsetzen sollten. Agrarpolitik ist nidtt .spl'unghaft zu 
machen aus der Situation des Tages heraus; Sie sehen, 
daß alle Maßnahmen, die ich hier nannte, lange, oft 
sehr lange Zeit brauchen, um zum Ziele zu führen. Id1 
mein~, daß wir hier mit ruhigem GewissE>n sagen kön
nen: Wir hatten ~either in der Agrarpolitik Erfolg. Wir 
haben unserer Landwirtsdrnft in einem hohen Maße 
dazu verhelfen können, die technischen Mittel auszu
nutzen und sich in ihrer Betriebswirts cha.!t auf den 
Markt einzustellen. Wir wollen. daß dieses EWG-An
passungsprogramm, das wfr von der Landesregierung 
ford<'rn. mit daw b1~iträgt, daß die Maßnahmen be
schleunigt durchgeführt werden, um die Landwirtschaft 
in dl~ Lage zu versetzen, auf dem europäischen Markt 
bestehen zu können und dadurch in Zukunft ein voll
wertiges Glied unse rer Volks,drtschaft zu sein. 
Ich darf das Hohe Haus b itten, unserem Antrag zuzu
stimmen. 

(Reifall bei den Regierungsparte ien.} 

Präsldent Van Volxcm: 

Das Wort bat Herr Landwirtsc..·h<1ft8nünister Stübinger. 

Landwirtschaftsminister Stübinger: 

Herr Präsident, meine se hr verehrten Damen und Her
ren! Die Vorlage eines EWG-Anpassungs programm:> für 
die Landwirtschaft in Rheinlnnd-Pfalz, um Landwirt-
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schart und Weinbau für den Wettbewerb am euro
päischen Agrarmarkt zu stärken, bedeutet die logische 
Ful'tsetzung der agrarpolitischen Bestrebungen der Lan
desregierung, die bcl'cits unmittelbar nach Inkrafttre
ten der Rom-Verträge in Angriff genommen worden 
sind. 

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Meyer danken, 
daß er in seinen Schlußworten auf dieses Problem ein
gegangen und auch davon überzeugt ist, daß das, was 
wir jetzt tun können oder wollen im Rahmen eines 
EWG-Anpassungsprogramms nur kontinuierlich das 
weiter ausbaut - mit neuen Ideen und neuen Gedanken 
gegebenenfalls -, was in den letzten Jahren schon wei
tc::;tgchcnd in den einzelnen Sparten begonnen •,vurde. 

Im Interesse der Rationalisierung und der Unkosten
senkung wurden ja in der Vergangenheit bereits Schwer
punkte, vor allem auf dem Gebiet der Flurbereinigung, 
der Aussiedlung, der Aufstockung, der Althofsanierung, 
Mehrjahrespläne für wasserwirtschaftliche Maßnahmen 
sowie zur Intensivierung und Konzentration im Gar
tenbau in Kraft gesetzt. Darüber hinaus hat die Lan
desregierung im Einvernehmen mit der Bundesregie
rung Förderungsmaßnahmen ergriffen, um die Produk
tlun au! die günstigsten Standorte zu verlagern, die 
Veredelungserzeugung zu stärken und die Verbesserung 
der Marktstruktur, eine Vet·besserung der Verwertung 
lundwirtschaitlicher Produkte zugunsten der Landwirt
schaft und des Weinbaues in Angriff zu nehmen. 

Ich darf heute schon als Beispiele darüber berichten, 
daß sich die Erzeugung von Schweinefleisch und Rind
fleisch seit dem Jahre 1950 in unserem Lande verdop
pelt hat, daß die Milchanlieferung inzwischen 1 Milliarde 
Kilogramm erreichte, daß Rheinland-Pfalz auf dem Ge
biete der Molkereirationalisierung führend ist, im Wein
bau die Erträge beachtlich gesteigert werden konnten, 
die Weinverwertung durch rationelle und moderne kel
lerwirtschaftliche Maßnahmen erheblich verbessert wur
de und vor allem auch in der Agrarstruktur - dies gilt 
besonders für die Betriebe übet· 7,5 Hektar - besondere 
Leistungen erzielt werden konnten, die zweifellos zu 
einer Festigung der bäuerlichen Familienbetriebe ge
führt haben. 

Ich ei·wähne diese Sachgebiete nur als Beispiel, ohne im 
einzelnen auf die vet-schiedenen Produktions- und Ver
marktungsgebiete einzugehen. Es handelt sich also bei 
einem EWG-Anpassungsprogramm um eine Aktivie
rung, um eine Beschleunigung und um eine Verstärkung 
der bisherigen Bemühungen, den Anpassungsprozeß in 
der Landwirtschaft sinnvoll zu steuern und erleichternde 
Maßnahmen als Unterstützung für die ergriffene Selbst
hilfeaktion der Landwirtschaft und des Weinbaues zu 
garantieren. Zur Vermeidung von Mißverständnissen 
möchte ich herausstellen, daß ich als verantwortlicher 
Ressortminister ein EWG-Anpassungsprogramm be
grüße, da ich aus der weiteren parlamentarischen Be
handlung doch eine verstärkte Unterstützung der Be
strebungen der Landesregierung zu den vorerwähnten 
Maßnahmen erhoffe. 

Schon bisher hat mein Haus alle Möglichkeiten des Mit
teleinsatzes zur Förderung der Landwirtschaft und des 
Weinbaues, das heißt die Inanspruchnahme der Mittel 
des Grünen Planes, der Mittel des Landes und der Mit
tel aus dem Europäischen Ausrichtungsfonds in der 
vollen Verantwortung gegenüber der Landwirtschaft 
und dem Weinbau ausgeschöpft. So sind beispielsweise 
aus dem Grünen Plan bisher allein für den Raum Eifel
Hunsrück 0,5 Milliarden DM bereitgestellt worden. Seit 

Bestehen des Grünen Planes wurden für Rheinland
Pfalz annähernd 1,6 Milliard~n DM an Bundesmitteln 
und Landesmitteln vot-wlegend zur Förderung der An
passung an die durch die EWG bedingten Verhältnisse 
zur Verfügung gestellt. Aus dem Kreise der vielseiti
gen Förderungsmaßnahmen darf ich nur einige heraus
greifen. 

Im Bereich der pflanzlichen Produktion konnten in den 
beiden letzten Jahren Anbaugemeinschaften für Brau
gerste, Speise- und Pflanzkartof!eln und insbesondere 
für Qualitätsweizen organisiert weL·dcn. Beachtliche 
öffentliche Mittel wurden zur Förderung des Erwerbs
gartenbaues und Obstbaues bereitgestellt. Der POanzen
schutz wurde ausgebaut und modernisiert, die tierische 
Veredelungserzeugung konnte bisher Leistungen erzie
len, die nach dem zweiten Weltkrieg noch nicht zu ver
zeichnen waren. So liegt beispielsweise das Durch
schnittsergebnis bei den kontrollierten Milchkühen ::;chon 
heute bei 4 000 Kilogramm Milch und zählt damit zu 
den höchsten Leistungen in Europa. In der Schweine
haltung wurden zahlreiche Mastkontrollringe gegründet, 
um die Produktion an Schweinefleisch zu rationalisieren. 

Aus dem Gebiete der Ausbildung darf ich berichten, 
daß die Erwachsenenfortbildung intensiviert wurde und 
neue Rahmenlehrpläne erstellt werden konnten. 

Sehr erfreulich ist die Tatsache, daß die Frequenz der 
Fachschulen neuerdings wieder eine Zunahme, und zwar 
bei der Abteilung „Landbau" um 15 Prozent und bei 
der Abteilung „Hauswirtschaft" um 7 Prozent mehr als 
im Vorjahre aufweist. 

Aus dem Gebiete der Flurbereinigung kann ich berich
ten, daß seit dem 1. Juni 1963 an Ausbaumaßnahmen in 
den Flurbereinigungs- und Zusammenlegungsverfahren 
grundsätzlich folgendes zu erwähnen ist: annähernd 
3 600 km neu angelegte Wirtschaftswege, davon zirka 
7:>0 km in schwierigen Hanglagen, die Ne ubefestigung 
von 1 200 km Wirtschaftswegen und die Dränierung von 
3 800 Hektar. 

An Ausführungsk-0sten wurden in dem Zeitraum von 
eineinhalb Jahren 106 Millionen DM für Flurbereini
gungsverfahren und beschleunigte Zusammenlegungs
verfahren verausgabt. 

An wasserwirtschaftlichen Maßnahmen erwähne ich nur 
die zunehmende Verbesserung der Trinkwasserversor
gung und der Abwassermaßnahmen. So wurden bei
spielsweise in den beiden letzten Jahren 700 Abwasser
maßnahmen mit einer Bausumme von 162 MHlionen DM 
gefördert. 102 neue Kläranlagen wurden fertiggestellt; 
ferner wurden in den beiden letzten Jahren annähernd 
450 Aussiedlungen, 270 Aufstockungen und 230 Althof
sanierungen durchgeführt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es würde zu 
weit führen, die besonderen Förderungsmaßnahmen aus 
dem Regionalen Förderungsprogramm, dem Struktur
programm Eifel-Westpfalz, dem Landesergänzungspro
gramm, dem Westerwald-Taunus-Plan und aus dem 
Programm zur Förderung der von Natur aus benach
teiligten Gebiete aufzuzählen. 

Es ist selbstverständlich, daß auch die Winzergenosscn
schaften eine Förderung erfuhren. Annähernd 100 Pro
jekte konnten in den Kreis der Förderungsmaßnahmen 
einbezogen werden. Zu allen Maßnahmen mußten er
hebliche Investitionen durchgeführt werden; dabei war 
das Zinsverbilligungsprogramm des Bundes und des 
Landes e ine wesentliche Hilfe. 
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ct.andwit"tschattsminlster Stübtnger) 

ln den letzten zehn Jahren ergibt sich folgendes Bild. 
rm .Jahre 1954, dem Jahre des Beginns der Zinsverbil
ligung. wurden in Rheinland-Pfalz Zuscllilsse in Höhe 
rnn l80 000 DM gezahlt. Diese Zuschüsse sind im Jahre 
l964 auf 15.5 Millionen DM angewachsen. Im Jahre 1954 
hr\t1P Rheinland-Pfalz lediglich einen Anteil von 3.5 
Prozt'nt. an dem gesamten Bundes-Zinsverbilligungs
l)l'll l!.ramm . Dieser Anteil ist im Jahre 1964 au! 6 Pro
n ·n1 <:1ngesliegen. Diese Zahlen zeigen, in welchem Um
t'i111!;( unser Land bestrebt ist, die Möglichkeiten einer 
Finanzierungshilfe für die Landwirtschaft auszuschöp
ff'n, 

Aufschlußreich ist weiterhin eine Übersicht über die 
"d1wt>rpunktmäßige Verwendung der Mittel. Von den 
geförderten Maßnahmen entfielen im Zeitraum von 
J il!i4 bif; 1964 in unserem Land 16 Prozent auf die Be
~it7festigung. also auf die Maßnahmen der Aufstockung, 
der E1·babfindung und der Aussiedlung, 40 Prozent auf 
<lit> M<1Unahmen der Betriebsanpassung, 0,3 Prozent auf 
cl11• r<oni-olirlierung und 5 Prozent auf den Landarbeiter
w11h1111ngsbau. Die restlichen Mittel. die etwa 4-0 Prozent 
tlt~r ges<imten Förderungsmaßnahmen ausmachrm, ent
fi~l~n auf Maßnahmen zur Verbesserung der Wasser
•.virbdtaft und der Marktstruktur. 

Im .fahre 196-l sind die Bemühungen wn einen sinn
vollen Einsatz der Mittel intensiviert worden. 18,1 
Prnzt•nt der Förderungsmittel wurden für die Besitz
fll~I igun~ verwendet und rund 48 Prozent für die Be
l riebi-anpassung. Für die Konsolidierung kamen 1.4 
Prnzt'nl und für den Landarbeiterwohnungsbau 4 Pro-
i'.tmt der Mittel zum Einsatz. · 

::-i<' sehen. diese Entwicklung zeigt, daß der überwie
gc>ncie Teil der Mittel für die überaus wichtigen Schwer
punkt e der Besitzfestigung ur1d der Bet riebsanpa::;sung 
••mg~selzt wurden. so daß der Landwirtschaft direkt 
l'twa 71 Prozent der Mittel zugeflossen sind. Die rest
lk'.hen ao Prozent d er Mittel sind wiederum wasser
und marktwlrtsct;aftli<:hen Maßnahmen zugute gekom
men. 

DiP He~1tzff>:'ltlgung wird in Rheinland-Pfalz infolge 
<l<>r ungünstiiten agrarstrukturellen Ausgangssituation 
imnw1· d;;s grnUe ProhlE'm unseres Landes sein. Diesem 
Problem werden wir ganz besonders unser Augenmerk 
'.v idmen müssen. So betrug im Jahre 1964 der Anteil 
dC'r Förderun~smittel, der für die Besitzfestigung aus-
1[„~eh<'n wurde. in der Gesamtheit der Bundesrepublik 
9 Prozent am Cksamtmitteleinsatz, während dieser An-
11•il in Hhi>inl<ind-Pfalz aber 18 Prnzent betragen hat. 
.~)t' ~„ht:'n f'lllr~t1s, wie stat•k wir gerade auf diesem Ge
hil't im J.::iufe d~ Jetz1Pn .J<ihre tätig waren. Für die 
Bet.l'i~bs«npassungen wurden in der Bundesrepublik 
und in Rheinland-Pfalz die Mittel etwa im gleichen 
Vt>düiHnis verwendet. 

Oie.ser Überblick über die Zinsverbilligungsprogramme 
zl'i~t eindeutig. daß unser Land bisher die Möglichkeit 
ausgenutzt hat., um der Landwirtschaft den durch die 
Ändernng der volkswirtschaftlichen Gegebenheiten 
und das Inkrafttreten des E\VG-Vertrages hervorgeru
(enen Anpassungsprozeß zu el"leichtern. Bei dieser Ge
legenheit ctar! ich l:IU! zwei Fragen hinweisen·: Erstens 
da~~ F.WG-Anpassungsprogramm, das wir im Land ent
wickelt haben, lehnt sich durchaus an das E\\'G-An
p::issunggesetz des Bundes an. Es hätte auch sonst 
kc-inen Sinn. Zweitenß, bei einer sorgfält~en Planung 
muH berücksichtigt werden, daß ln unserem Lande 
Rheinland-Pfalz besonders sclJ.wierige Verhältnisse. vor 
allem strukturell, vorliegen. kh denke dabei besonders 

an die von der Natur aus hE'nachteili~ten ('~biete dPr 
Eitel, des Hunsrücks, des Westerwaldes und der West
pfalz, die besondere Maßnahmen erfot'dern, wie sie 
beispielsweise auch schon in anderen Bundesländern 
veranlaßt wurden. 

Erlauben Sie mir einen Hin\vcis zu einer e rfolgreichen 
Planungsmaßnahme, und zwar zur agrarstrukttll'e llcn 
Rahmenplanung. Das Land Rheinland-Pfalz ist neben 
dem Land Baden-Württembt>rg das einzige Bundes
land, für dessen Gesamtgebiet in Kürzt- t>in agrarstruk
tureller Rahmenplan vorgelegt wird. ÜbN die bisherige 
Arbeit haben sich Wi.s.sen.sch<irtler, vor allen Dingen 
von der Landwirt~haft.lichen Hoch~chule Hohenheim, 
der ältesten landwirtschaftlichen Hochschule F.uropas, 
außerordentlich anerke nnend geäußer t. Die agrarstruk
ture1le Rahmenplanung ist aber zugleich die Grun<ila~e 
eines Schwerpunktprogra mms. Sie hiP1et aber auch 
wertvolle Unterlagen für Planungen, d ie mit der EWG
Kommission in Brüssel vorgenommen werden. und für 
Planungen mit den zuE>tändigi>n Rl>s;;nrt<; cter Bundi>~
regierung. 

E s Wutden inzwischen Richtgrößen erarbeitet. die die 
Grundlagen bilden, um f.'ine Aufklärung über die Kapi
talinvestitionC'n für landwirl.$dia f1 1 i<'he Vollerwerbsbe
trieb!:? zu erhalten. Mit der endgültigen Auswertung 
der agrarstrukturel!en Rahmenplanung kann noch in 
diesem Jahr gerechnet werden. 

Zu dem Antrag der CDU begrüßt" kh die Hi>raus1ltel
lung der Schwerpunkte Verbesserung der Agra rstruk
tur, Anpassung der Erzeugung, Förderung der Vermark
tung und verstärkte Beacht ung der Ausbildung. Ich b in 
in der Lage, infolge einer sorgfäl t igm Vorpla nun g den 
Ausschüssen und dem Hohen Hause F.in·1,elhelten Uber 
die finanzieiien Notwendigkeiten, dt>n pers<lnellen Be
darf und die technischen Durchfi.ihrungsmöglichkeiten 
baldigst vorzulegen. Idl bin auch persönlich der Mei
nung, daß es uns möglkh sein wird. in dieser Fra~c. 
die wir hier ht:ute behandeln und die zweifellos auch 

/

„ für die Zukunft unserer Landwirtschaft in Rheinland
Pfalz von größter Bedeutung sein wird, die ri cht igt>n 
Wege zu gc::hen, we nn wir alle, dje wir guten Willens 
sind. in diesem Hause zusammenhalten und den nun 
einn:m1 begonnent:n Weg im Rah men unserer Möglich
keiten weiter beschreiten. 

{Beüall des Hauses.1 

~nt Van Volxem: 

Das Wort hat der Abg„l!l'dnete Konra<i <FDP). 

Abg. Konrad: 

Herr Präsident! Meine Damen und Ht>rren! Die CDU
Frak.tiou.„ haL dem Landtag einen Antrag zugeleite t , 
demzufolge die Landesregierung beauftragt werden 
soll, dem Hohen Hause ein EWG-Anpassungsprogramm 
für die Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz vorzul~gen. 
Die Landesregierung soll ferner Auskunft gebt>n. welclie 
finanziellen Möglichkeiten beim zuständigen Bundes
ministerium von dem EWG-Ausrkht.ungsfonds zur Ver
wirklichung des EWG-Anpassungsprogramms ausge
schöpft werden können und inwieweit die agrarstruk
turelle Rahmenplanung als Grundlage dieses Planes 
dienen kann. 
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(Konrad) 

Meine Damen und Herren! Da ich von dieser Stelle aus 
bereits mehrmals ein solches Programm oder Gesetz 
gefordert habe, kann ich diesen Antrag nur unterstüt
zen. Ich habe bereits im Jahre 1963 - mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten darf ich das zitieren - erklärt: 

Eine neue agrarpolitische Zielsetzung, abgestellt au! 
die Erfordernisse der rheinland-pfälzischen Land
wirtschaft, ist aber kaum festzustellen. Vielleicht 
war das auch noch gar ·nicht möglich, und zwar 
deshalb nicht, weil in unserem Lande Rheinland
Pfalz ein regionaler Entwicklungsplan oder ein 
EWG-Anpassungsplan - oder wie Sie ein solches 
Programm auch nennen mögen - einfach fehlt. Ein 
solcher umfassender regionaler Entwicklungsplan 
mit konkreten Vorstellungen über Erzeugungs
schwerpunkte für Obst, Gemüse, Wein, Eier, Ge
flügel, Vieh und Fleisch, insbesondere für die 
Schweinezucht und Schweinemast, Braugerste unr:i 
Weizenbau usw., sollte von unserem Landwirt
schaftsministerium in Zusammenarbeit mit allen 
landwirtschaftlichen Organisationen erstellt werden. 

Im Januar dieses Jahres habe ich nochmals kurz dar
auf hingewiesen: 

Ist es in Anbetracht der Zeitnot, in d er wir stehen, 
aus der Sicht unseres Landes nicht falsch. zu war
ten, bis auf Bundesebene in dieser Richtung etwas 
geschieht, anstatt auf Landesebene die Initiative 
zu ergreifen? 

Sie sehen also, daß ich alle diese Dinge damals ge
fordert habe. Deshalb ist es mir um so leichter, nun 
dieses Programm, in dem das alles enthalten ist, daß 
also für unser Land auch so etwas geschaffen werden 
soll, zu begrüßen. 

In der Begründung des Antrages ist die Marschrich
tung des von der Landesregierung aufzustellenden 
Programms weitgehend vorgeschrieben. Man könnte 
sogar sagen, daß in der Begründung bereits das Pro
gramm aufgestellt ist, wenn auch nicht im einzelnen. 
Das veranlaßt mich, zu einzelnen Punkten noch Stel
lung zu nehmen und auf einige Dinge hinzuweisen, 
die ml.'ines Erachtens in diesem Programm nicht oder 
nur ungenügend berücksichtigt worden sind. 

Das von der Landesregierung aufzustellende Programm 
kann seiner Natur nach nur langfristig sein. Die Er
füllung dieses Programms erfordert daher auch eine 
langfristige und kontinuierliche Finanzierung, die un
abhängig von der jeweiligen Zusammensetzung ·des 
Landtages gesichert sein muß. 

leb halte es daher für unerläßlich, daß das aufzustel
lende Programm, wenn es die Billigung des Landtages 
gefunden hat, ~urn Gesl'lz wird. Die agrars.trukiureiie 
Rahmenplanung halte ich nur für sehr bedingt geeignet, 
als Grundlage für ein Anpassungsprogramm zu dienen. 
Mit der Rahmenplanung werden nur - unabhängig von 
ihrer Größe - die derzeitig hauptberuflich bewirtschaf
teten Betriebe erfaßt. Diese umfassen abet· nicht allein 
di<• Landwlrtscha!t in Rheinland-Pfalz. Hier wurden 
1964 immer noch mehr als 50 Prozent der landwirt
schaftlichen Nutzflächen von Betrieben mit weniger als 
10 ha bewirtscha!tet. Herr Meyer hat bereits vorhin 
darauf hingewiesen. Selbst wenn man die Sonderkul
turen wie Obst, Gemüse, Weinbau und dergleichen ab
zieht, daß Sie sagen, sie gehören alle dorthin, bleiben 
immer noch weit über 40 Prozent übrig, die von diesen 
Betriebsführern genutzt werden, die Ackerland-, Grün
land- und Viehzucht treiben. Auch mehr als die Hälfte 

der gesamten Milchkühe in Rheinland-Pfalz stehen in 
diesen Betrieben, eine Tatsache, die in Anbetracht 
der immer stärker werdenden Nachfrage nach Kälbern 
und Rindfleisch eine ganz besondere Bedeutung zu
kommt. Wenn auch die Gesamtzahl der Bet riebe in 
den Größenklassen unter 10 ha bisher s tändig ge
sunken ist, so fühlen sich doch deren Inhaber trotz 
Zuerwerb eines ständigen außerlandwirtschaftlichen 
Haupterwerbs zum überwiegenden Teil durchaus der 
Landwirtschaft und dem Bauernstande zugehörig. Dies 
wird meiner Ansicht nach auch so bleiben. Es kann 
jedenfalls nicht erwartet werden, daß in absehbarer 
Zeit eine reinliche Scheidung zwischen Feierabend
landwirten mit geringem Landbesitz und andererseits 
ausreichend großen hauptberu flich bcwirtscllaftetcn 
Bauernbetrieben elntritt, dies um so wenige r, als in 
zunehmendem Maße auch die Inhaber größerer Be
riebc, die die Richtgröße bereits erreicht oder über
schritten haben, selbst Aussiedlerbetriebe, Möglichkei
ten des Nebenerwerbs wahrnehmen, ohne dadurch 
ihren Betrieb zu vernachlässigen. Er wird weiterhin 
ordnungsgemäß bewirtschaftet. Die Möglichkeiten der 
gemeinsamen Maschinenhaltung sowie viele Verein
fachungen erlauben dies heute zu tun. Dieser Teil der 
Landwirtschaft, den ich mit dem Begriff Kleinland
wirtschaft bezeichnen möchte, hat in unserem Lande 
sowohl volkswirtschaftlich wie auch gesellschaftspoli
tisch noch eine starke Bedeutung und wird sie auch 
behalten. Ich halte es daher für einen Mangel, wenn 
sie in dem Anpassungsprogramm fast gänzlich aus
geklammert erscheinen. Herr Meyer hat vorhin zwar 
in der Begründung die Dinge etwas anders dargestellt. 
Aber gemäß dem Wortlaut des Ant rages konnte man 
doch der Ansich t sein, daß diese Betl'iebe vollkommen 
ausgeschlossen sein sollten. 

(Abg. Meyer: Selbstverständliche Dinge haben wir 
nicht in den Antrag hineingeschrieben!) 

- Herr Meyer, vor Mittag hat es manchmal etwas an
ders gelautet, so kann man es ja auch nicht tun! 

Die Möglichkeiten der inneren Aufstockung können 
meines Erachtens nur einen Ausweg für eine begrenzte 
Zahl von Betriebsinhabern sein, die für die betreffen
den Produktionsrichtungen die notwendigen Kennt
nisse und Neigungen haben. Für die Mehrzahl der 
Kleinbetriebsinhaber wird es sinnvoller sein, einem 
außerlandwirtscha!tlichen Zuerwerb nachzugehen und 
gleichzeitig durch Betriebsvereinfachung ohne kostspie
lige Investitionen eine zweckmäßige Bewirtschaftung 
zu ermöglichen. Ein solches Programm für die Klein
landwirtschaft wird den in Gang befindlichen und 
staatlich geförderten Strukturwandel nicht aufhalten. 
Es steht auch nicht im Gegensatz zu dem vorhin Ge
sagten, wenn ich die fortlaufende Verbesserung der 
Ertragsstruktur ebenfalls für vordringlich halte. Aller
dings kann bezweifelt werden, ob es je gelingen wird, 
die Hauptmasse unserer haupberuflich bewirtschafte
ten Betriebe auf eine wirklich ausreichende und EWG
konforme Größe zu bringen. Landbautechnische Er
rungenschaften, Betriebsvereinfachungen, Arbeitsge
meinschaften, arbeitsteilige Bewirtschaftung Und der
gleichen ermöglichen bei gleichem Arbeitskräftebesatz 
die Bewirtschaftung e iner immer größeren Fläche. Die 
bisherigen Erfolge bei den Maßnahmen zur Förderung 
der Landmobilisierung waren nicht sehr überzeugend. 
Die Landabgabe durch Verkauf sollte meines Erachtens 
auch überhaupt nur dort gefördert werden, wo der 
Landabgeber willens ist, sich wieder Eigentum, sei es 
Nebenerwerb oder dergleichen mehr, auch wieder 
auf dem Lande, anzuschaffen, um die Menschen au! 
dem Lande zu halten. 



1:19<1 Stenograph~sche Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

fnO•ll'HU) 

Die Auf,;t-0cl<ungsmöglichkeiten überhaupt werden wie 
bbh•~r auch in Zukunft vorzugsweise durch Verpach
tung geboten werden. Bei langfristigen Verpachtungen 
ist da,; dUTchaus kein Fehler. Erfahrungsgemäß aber 
ist die Bereilscha!l :w langfristigen Verpachtungen auf 
St'ikn der Verpächter nur sehr gering, so daß hier 
fühlbare Anreize gegel)en werden müßten, um die 
Bereitschaft z.u wecken. Das könnte zum Beispiel wie 
in Nordrhein-Westfalen dadurch geschehen, daß das 
Land für den gesamten Pachtvertrag in Vorlage tritt 
und der Pächter an das Land jährlich zurückzahlen 
würde. Es ist unbestreitbar, daß die Finanzierung der 
Au~~it~dltmgen infolge der gestiegenen Baukosten im
ml'r gröHt>re Scltwierigkeiten ~rnit~t. Es ist aber frag
lich. ob es der richtige Weg ist, durch immer höhere 
DarJPhE'n diesen Schwierigkeiten zu begegnen, selbst 
wenn diese Darlehen als Übergangsdarlehen gegeben 
werden. Eine solch hohe und mehr als zwei Generatio
nen hindcnde Verschuldung macht manchen Aussied
lungswilligen kopfscheu und verhindert u. a. eine an 
sich bet1·-iebi:wirtschaftlich notwendige Aussiedlung. Es 
sollte deshalb erwogen werden, wenigstens einen Teil 
der nach Ausschöpfung der Kapitaldienstleistungs
flihigkeit notwendigen Übergangsdarlehen durch. Bei
hilfen zu ersetzen. In allen anderen Bundesländern ist 
d<l::; fa:;t genauso. Beihilfen halte ich besonders aber 
a uch bei den Althofsanierungen für notwendig, und 
zwar in Form von Abbruchbeihilfen, dann, wenn Alt
gebäude, die nur noch einen geringen Wirtschaftswert 
hab1m, einer umfassenden und arbeitswirtschaftlich 
i;innvollen Sanierung des Althofes im Wege stehen. 

Füt' die Anpassung der Erzeugung an die verschärf
ten Wettbewerbsverhältnisse am Markt sind zwei Ge
sichtspunkte vorrangig. Einmal könnte die Landwirt
sd1aft unseres Raumes auf Grund der günstigen Ab
::;a !1.verhä ltnisse mehr produ7.ieren, was von manchen 
mand1mal ja auch sehr bestritten wird. Zum anderen 
ist aber eine Leistungssteigerung in der Produktion 
ebenso möglich wie dringend erforderlich, wenn unsere 
Landwirtschaft zukünftig konkurrenzfähig sein soll. 
Dieses Erfordernis wird sehr deutlich b eim Vergleich 
der Milchleistungen in den einzelnen Bundesländern. 
HiE'r steht Rheinland-Pfalz an zweitletz.tet' Stelle, 
uud zw>1r sind das in Rheinland-Pfalz 3 176 kg und 
in Niedersachsen 4 120 kg. Sie sehen, das ist ein 
i;:am: gewaltiger Unlt!rschied. Auch ein V.er.gleich 
mit der Qualität der zugeführten Schweine aus dem 
norddeutRc.hen Raum weist in dieselbe Richtung. Hier 
liegt meines Erachtens auch einer der Grilnde tur die 
vt~rstärkten Zufuhren, die wir aus diesen Gebieten hier 
in Rheinland-Pfalz aufnehmen. 

Um die~en Rückstand, den man real sehen sollte, in 
d<'n nächsten .Jahren zu überwinden, bedarf es drin
gend einer weiteren Leistungssteigerung, verbunden 
mit <"iner Au!<richiung der Erzeugung, wobei eine re
gio1rnle Schwerpunktbildung unerläßlid1 ist. Zwar wei
~~n die Vcrhältnii:;i;e der einzelnen Räume in Rhein
land-Pfalz die Produktion in bestimmte Richtungen. 
Ich bin der Meinung, daß man diesen natürlichen 
Tn•nd in der Erzeugung bewußter als bisher fördern 
sollte, wobei es ein Anliegen aller landwirtschaftlichen 
Stellen und Organisationen sein muß, an dieser Auf
i;!l'!be aemeinsam mitzuarbeiten. 

Da i;ich eine Ausrichtung der Erzeugung ohne kon
krt>te Förderungsmaßnahmen in kurzer Zeit nicht rea
lii<iPrt>n läßt, haben wir seit Jahren unsere Hu1fnung 
auf die Förderung von Erzeugergemeinschaften im 
R11hmen einer Marktstrukturgesetzgebung gerichtet, 
müssen aber jetzt feststellen, daß diese Hoffnung sich 
bedauerlicherweise vorerst nicht ganz erfüllen läßt. 

Hier sollte es vorrangige AufgRbe der Landesregierung 
sein, eine Förderung der Erzeugung über Erzeuger
gemeinschaften am:usüeben, insbesondere in den Spar
t en Schlachtvieh und Eie r. Bei Eiern zeigt die schwer
punktmäßige Entwicklung der Hühnerhaltung im We
sterwald die Chancen in dieser Richtung auf. Dies 
könnte meines Erachtens auch auf andere Gebiete 
~hertragen werden. 

Ein bisher vernachlässigtet· Bl'tri~h:-zwcig ist der 
Bauernwald. Ich begrüße daher außerordentlich <las 
Ilt:.Streben, auch den Bauernwald als mögliche Spar
kasse des Betriebes, wie es früher einmal der Fall 
war, in die Förderung einzubeziehen. Das größte Hinder
nis. diese Funktion erfüllen zu können, ist meines Er
achtens die starke Besit.?.zer~plittPrung. Hier sollte lTh'ln 
vielleicht versuchen. Prämien zum freiwilligen Tausch 
zu geben außerhalb der Flurbereinigung. 

Eine schwerpunktmäßige Ausrkhtung der Erzeugung 
über E.rzeugergcmeinschaften ist auch notwendig, wenn 
man eine rationelle Vermarktung durC'ht-ühren und 
nette EinrichtttngEm f:~hMfen will. Di€sen Tatbestand 
sollte man bei der Planung von Markteinrichtungen 
keinesfalls unbeachtet lassen. Die im linki-rhe inis(•hen 
Raum vorgesehenen zwei Schlachteim·ichtungen - Herr 
Meyer hat es bereits erwähnt, er hat aber nur Thal
fang genannt; in Schönecken-Wetleldor( ist ja auch 
noch eine - genügen meines Erachtt;!ns für dieses Ge
biet. auch unter dem Aspekt. daß die bestehenden 
Schlachtviehmärkte nach wie vor pt'eisbestimmend sind. 

Förderungsmaßnahmen auf allen Gebieten können im
mer nur Hilfe zur Selbsthilfe sein. Ohne die Aufge
schlossenheit und das fachliche Wissen der Betrnffe
nen stoßen alle Förderungsmaßnahmen ins Leere. Ne
ben der Ausbildung des jungen Betriebsleiters kommt 
daher der Weiterbildung der schon älteren Betriebs
leiter eine besondere Bedeutung zu. Schulung und 
Lehrgänge für diesen Personenkreis sollten daher fi
nanziell mehr gefördert werden als l>i~her. 

Meine Damen und Herren! kh habe es vot'hin bereits 
gesagt, daß die .t'rnktion der FVP diesen Antrag unter
stüt:z;en wird. 

„ „„„ .„ • . @..tj+.f',~~. bei. dei;i. Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volx~m : 

Das Wort hat Herr Al.Jg.:vrdncter Dr. Haas {SPD). 

Abg. Dr. Haas: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wer heute 
morgen hier das agrarpolitische Wunschprogramm mit
angehört hat, das der Herr Kollege Meyer sehr ein
dringlich gezeichnet hat, der hat wohl nur den einen 
Ww1sch, daß dieses Programm recht bald Wirklichkeit 
werden möge. kh glaube, daß das Pal'lament und die 
Landesregierung sich in diesem Wunsche einig sind. 
Aber gerade bei agrarpolitisctien Fragen kommt. es ja 
nicht daral,l,f an, was man sich \\rünscht, kommt e s nicht 
darauf an, was man für die Zukunft verspricht oder 
versprechen zu können glaubt, sondern es kommt dar
auf an. was gescheht:u ist w1d was in Wfrklichkeit 
mögilch ist. 
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(Or. Haas) 

Der Herr Kollege Meyer hat ich darf jetzt sagen, in 
einer bescheidenen Art - erklärt, daß der Antrag 

(Abg. König: Das ist sonst gar nicht seine Art!) 

auf Erstellung eines EWG-Anpassungsprogramms 
grundsätzlich nichts Neues bedeutet. Und ich glaube, 
wer die Ausführung gehört hat, der ist zu der Ober
~eugung gekommen, daß all die Einzelfragen, die hier 
beute morgen angesprochen worden sind, in diesem 
oder jenem Zusammenhang, sei es bei der Behandlung 
Großer Anfragen oder bei den alljährlich stattfinden
den Etatberatungen, immer wieder et·örtert wurden. 

(Abg. Thonvirth : Sehr richtig!) 

Von daher gesehen könnte man zu der Feststellung 
kommen, daß dieser Antrag sozusagen eine agrarpoli
tische Nachhilfestunde für die Landesregierung dar
!'kllt 

(Sehr ri<..:htig! bei der SPD.) 

- Herr Minister, in gutem Sinne -, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

eine Nachhilfestunde allerdings, meine Damen und 
Herren, die doch sehr kurz vor dem Versetzungstermin 
stattfindet. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Alles das, was in dem uns vorliegenden Antrag an 
Gesamtplanung, Agrarstruktur, zur Marktstruktur und 
zu vielen, vielen Einzalmaßnuhmen vorgeschlagen 
wird, ist bereits in den letzten Jahren immer wieder 
erörtert worden. Ein Programm aber, das nichts Neues 
bringt, ist eine Zusammenstellung von Versäumnissen 
der Vergangenheit. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Aber auch in dieser Erkenntnis, meine Damen und 
Herren, kann durchaus ein Fortschritt liegen. 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr richtig! - Heiterkeit und 
erneuter Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Skopp: 

So sehen wir das auch!) 

Wenn heult• von der Landesregierung die Vorlage eines 
umfassenden Anpassungsprogramms verlangt wird, so 
dar! ich zunächst darauf hinweisen, daß die Große An
frage meiner Fraktion betreffend Auswirkungen der 
EWG au( die Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz, die 
am 11. Oktober 1963 in diesem Hause behandelt wurde, 
das gleiche Anliegen hatte. 

(Abg. Völker: Sehr gut!) 

Allerdings wurden damals sowohl von seiten der Lan
desregierung als auch von selten der CDU-Fraktion 
Bedenken gegen unsere agrarpolitische Analyse vor
getragen, Bedenken deshalb, weil unsere Betrachtung 
nicht an den Grenzen von Rheinland-Pfalz haltmachte, 
sondern vor allem die Abhängigkeit unserer Maßnah
men von den Entscheidungen des Bundes und der 
EWG aufzuzeigen versuchte. Damals sagte u. a. der 
Hen Minister in seiner Antwort: 

Das Thema, das Sie uns ja nun heute auch in der 
Begründung sehr weit erörtert haben, ist ein 

Thema, das wir hier, ich möchte Iast sagen, im fal
schen Saale behandeln. 

(Abg. Beckenbach: Darum meine Bemerkung!) 

Nun, unseren Bauern ist es vollkommen gleich, in 
welchem Saal über ihre Sorgen und Nöte gesprochen 
wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ihnen kommt es lediglich darauf an, daß ihnen in 
einer Situation, die sie selbst nicht verschuldet haben 
und die sie aus eigener Kraft nicht behf.'Pf.'lt können, 
geholfen wird. 

(Sehr gut! und erneuter Beifall bei der SPD.) 

Wer aber hellen will, der muß zunächst versuchen, 
die Ursachen dieses Notstandes zu klären; und diese, 
meine Damen und Herren, liegen ja nicht allein in 
Rheinland-Pfalz, sondern auch in der Entwicklung, 
die sich außerhalb unseres Landes vollzieht. 

Offensichtlich ist man heute in der Erkenntnis, daß 
die Agrarpolitik eines Bundeslandes nicht gesehen und 
gewertet werden kann, ohne die Entscheidungen von 
Bonn und Brüssel mlt in den Kreis der Betrachtungen 
zu ziehen, einen Schritt weitergekommen, denn nach 
dem vorliegenden Antrag soll die Landesregierung 
auch Auskunft über ihre Bemühungen in Bonn und 
Brüssel geben. 

Der Antrag der CDU-Fraktion, meine Damen und 
Herren, bedeutet die Forderung nach einer Bestands
aufnahme der rheinland-pfälzischen Agrarpolitik und 
zugleich die Feststellung der Konseqenzen, die sich 
aus einer solchen Bestandsaufnahme ergeben müssen. 
Diese, nämlich die Konsequenzen, sind dann Inhalt 
eines rheinland-pfälzischen EWG-Anpassungspro
gramms. 

Alles das aber, meine Damen und Herren, was heute 
von der Landesregierung so eindringlich gefordert 
wird, hat diese schon seit Jahr und Tag wiederholt 
sowohl dem Hohen Hause als auch unseren Bauern 
versprochen. In der 10. Sitzung des rheinland~pfälzi
schen Landtags am 11. Oktober 1963 erklärte der 
Herr Minister: 

Die Anpassung in struktureller und bctriebsorgani
satorischer Hinsicht erfolgte im letzten Jahrzehnt 
in Rheinland-Pfalz zügiger als in anderen Bundes
ländern. Eine agrarstrukturelle Rahmenplanung 
wird in Zukunft die Möglichkeit geben, die Mittel 
zur wirtschaftlichen Festigung der bäuerlichen Fa
milienbetriebe noch gezielter einsetzen zu können 
als bisher. 

(Landwirtschaftsminister Stübinger: Das ist heute 
noch unser Standpunkt, Herr Dr. Haas!) 

- Ja! Das sind zwei Jahre her! 

Im Zusammenhang mlt der Debatte um die Große 
Anfrage der SPD bett·effend Marktprobleme in Rhein
land-P1alz, die in der 30. Sitzung dieses Hohen Hauses 
am 6. Oktober 1964 stattfand, erklärte der Herr Mi
nister sogar: 

Anschließend möchte ich in diesem Zusanuncnhang 
noch sagen, daß in meinem Hause zur Zeit an 
einem EWG-Anpassungsprogramm gearbeitet wird, 
das den gezielten Einsatz von Förderungsmltteln 
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d@r <!'uropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, des Bun
tk>:s und des Landes Rheinland-?falz koordinieren 
und erleichtern soll. 

1Ab.1?. Dr. Skopp: Da hat der Herr Kollege Meyer 
ja offr•nf> Türen eingerannt!) 

An~cheinend! ! 

F.ine soli.'he Feststellung hat auch offensichtlich im 
Januar <l le!>es Jahres noch der CDU-Fraktion dieses 
Hause~ genügt, denn der Abgeordnete Steinhauer er
klärte in der 36. Sitzung am 21. Januar 1965: 

Die Vorarbeiten zum sogenannten EWG-Anpas
sung.sprogt·amm sollen so weit gediehen sein, daß 
bald mit der Veröffentlichung gerechnet v•erden 
kann. 

r:lul'Uf\.' von der SPD: Hört, hört! - Heiterkeit 
bei der SPD. - Abg. Dr. Skopp: Wann ist denn 

„bald"!) 

- n~~ w eiß nur der Herr Minister ! 

Warum die CDU-Fraktion kurz vor den Parlarnents
forien an diesen verbindlichen Zusagen zu zweifeln 
b(•ginnt. vermögen wir nicht zu beurteilen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Der Zeitpunkt des Antrages läßt allerdings auch die 
Meinuni;i aulkommen. daß dieser weniger mit der 
rheinland-pfälzischen Agrarpolitik, als mit den bcvor
steh<:'ndm Bundestagswahlen im Zusammenhang steht.. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nlln. mr.ine Damen und Herren, unsere Bauern ent
scheiden sich auch bei Wahlen nicht nach dem, was 
1nc;.n ihnt>n für die Zeit naili den Wahlen verspricht, 
sondern nach dem, was vor den Wahlen für sie ge
:;cheht>n b t ! 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Hilf: Deswegen haben 
sie bi.:iher gut gewählt!) 

- l lFI~ w~iU kh nicht; ich kann Ihnen sehr viele andere 
Beispiele bringen! 

Au(_•r auch die Einzelforderungen dieses Antrages mit 
den Schwl'!rpunkten der Agrar- - und Marktsh'uktur 
sind in rll~f'm H11use keineswegs neu. Es ist hier im
mer wieder die Meinung vertreten wor<l~m, daß bei der 
beschleunigten Verwirklichung der EWG auch von 
selten des Landes Rheinland-Pfalz mehr gescl1eht!u 
müs:-:e, llls es in Wirklichkeit der Fall war. Wir sind 
wiPderh<)lf der Meinung entgegengetreten: Kommt 
Zeit, kommt Rat! -

Wie uft hat in den vergangenen Jahren zum Beispiel 
uni;t.'r Kt•ll~ge Beckenbach hier an dieser St.elle gestan
den und mähnend und beschwörend eine we$entliche 
Besd1leuni gun,g der Flurbereinigung gefordert.. Mit die
Sl' r l.<-Or-Oerung w.ar verbunden die Vorstellung eines 
ftt;ten At•be itsprog1·amms und eines Finanzierungs
planf"s. 

(Abg. Beckcnbacl1: Sehr richtig!} 

Wir freuen uns, he\1te feststellen zu <iürfen. daß nun 
auch d em vorliegenden Antrag der CDU cl'ie Meinung 
zugrw1de liegt, daß die bisherigen agrar.strukturellen 
Maßnahmen nicht ausreichen, um einen zeitgemäßen 

Anschluß unserer Landwirtschaft an die EWG sicher
zwtellen. 

Wenn mein.e Fraktion diese Feststellung bisher bt::i fai:;l 
allen .ag1~1·politischen Debatten getroffen hat. dann 
wurde ihr immer wieder entgegengehalten, daß Rhein
land-Pfalz. mit seinen agrarpolitist·her'l Leistungen vor
bildlich sei und daß mehr bei den geli(i•benen V.erbält
nissen einfach nit:ht zu schaffen wäre. 

Ich erinnere an die wiede rhol ten Debatten über die 
F1urbe1·cinigung. In der 15. Sitzung am 10. Dezember 
1963 sagte unter anderem der Herr Kollege Meyer: 

Aber ich glaube, wir sind .uni; in diesem Hause 
einig, daß eine in Jahrhunderten geformte Agrar
struktur nich t in wenigen Jahren völlig umgeformt 
wt>rd@n kann. 

(Abg. Schwarz: Da ist auch keine Frage!) 

Die För-derungsmaßnahmen von Bund und Land a uf 
diesem Gebiete zeigen - irh glaube, das können wir 
ruhig f~tstellen - eine gut1> Wirkung-. 

Selbstverntändlich - ich betone noch einmal - muß 
man bel all diesen Maßnahmen mlt einer gewissen 
Geduld zu Werke gehen. 

(Abg. Meyer: Das ist heu te noch meine Meinung!) 

Von dieser Geduld, m eine Damen und Herren, ist in 
dem vorliegenden Antrag und seiner Begründung nicht 
mehr allz.u viel zu spüren; denn dieser Antrag drängt 
auf eine schnelle Verwirklichung der >anstehenden Fra
gen, er will das Anpa.'lsungsprogramm al8bal<l vorge
legt haben, u.r1d e r stellt fest. daß d ie Vt•rwirklichun~ 
des kommenden Agrarmarktes a uch für das Land 
Rheinland-Pfalz außerg.ewöhnliche Maßnahmen erfor
derlich macht. 

Wo man he ute von der Notwend igkeit rascher Ent
scheidungen spricht, wvhl im Hinbl ick auf die immer 
kürzer werdende Übergangszeit, sdi.lug man vor Jah
ren noch C'lne gemächlicher·~ Gangart an. Bei der De 
batte um die Große Anfrage der Fraktion dt->r SPD 
betreffend „Auswirkung der EWG auf die Landwirt 
schaft in Rheinland-Pfalz" sagte zum Beb;piel der Herr 
Kollege Meyer zu Frngen der Flurhf'r i:-i nigung : 

Wir .arbeiten seit Jahren daran, wir können ruhig 
sagen: auch mit Erfolg. - Wem es nicht schnell ge
nug geht, der verkennt. die Situation, wie sie wirk
lich ist. Versäum nisse von Jahi·hunderten, die in 
großen Gebieten unser.e:; Landes im ZugP- der Real
teilung zu einer erheblichen Flurzersplitterung ge 
führt haben, können nicht in wenigen Jaht·en be
seitigt werden. 

(Abg. Schwarz: Der Herr Meyer hat vernünftig 
gesprochen!) 

Es \11urde vor Jahren schon einmal in diesem Hause 
gesagt, daß das eigentlich das Werk einer Generatio n 
sein wird. Nun, meine Damen und He rren, heute ge
hfül orfensichtlich .auch die CDU-Fraktion w denjeni
gen Kre-isen, denen es nicht schnell g.en ug -geht. Das 
i:i:t eine erfreuliche Fests tellun g, die aber zugleich e ine 
andere .rrage aulwirft. 

(Abg. Weis : Eine heilige Unruhe!) 

- Die wäre vor Jahren noch be:.;,.er ~ewe~eu rals heute! 
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Gerade zur Flurbereinigung wurde in diesem Hause 
immer wieder festgestellt, daß eine Besdlleunigung 
einfach nicht möglich sei. So sagte in der Sitzung vom 
10. D0~cmbcr 1963 der Herr Minister: 

Auf eine weitere Tatsache möchte ich noch hinwei
sen. Es ist trotz stärkerer Mittelzuweisung nicht 
möglich, die Flurbereinigung stärker zu forcieren, 
weil uns dazu vor allem das technische Personal 
ft..•hlt. Wir haben nichts unv.ersucht gelassen, von der 
Mcdwnisit.>rung und Automatisierung her die Arbeit 
personalsparend zu überprüfen und durchzuprüfen. 
Da~ ist auch gdungen. Viel mehr ist aber im gegen
wärtigen Stand der Vermessungs- und Auswertungs
kdrnik nidlt zu erreichen. 

Mcin.c Damen und Herren! Ist das nun heute alles an
ders geworden? Sind denn heute bessere Voraussetzun
gen gegeben, sei es in personeller oder in finanzieller 
Hinsicht, als sie vor Jahren bestanden? Wenn diese 
Forderung des EWG-Anpassungsprogramms glaubhaft 
sein soll, dann müßte diesem Hause dargelegt werden, 
worin die:,;e Verbesserungen bestehen, im Gegensatz zu 
der Situation des Jahres 1963. Zunächst aber bleiben 
wir bei der Feststellung, die ich am 8. Juli 1964 in die
sem Hause getroffen habe: Wenn die Flurbereinigung 
beschleunigt werden soll, braucht doch dazu der Hcn 
Minister mehr Geld und mehr Leute und vor allen 
Dingen mehr Geld, um diese Leute bezahlen zu kön
nen. -

(Beifall bei der SPD.) 

An dieser Frage kommen wir nicht vorbei. Sie richtet 
sich h!!ute mehr an den Herrn Finanzminister - er ist 
lcidl'r nicht mehr anwesend - als an den Herrn Land
wirtschaft.~minister. 

Zur Abt'Undung des Bildes darf ich zum Beispiel dar
auf hinwci:sen, daß die Frage des Wirtschaftswegebaues 
und dN· Wasserversorgung im Laufe der letzten beiden 
Jahre von meiner Fraktion immer wieder angespro
chen woi'Clcn ist, daß wir dazu immer wieder Anträge 
gestellt haben, die aber leider in diesem Hause abge
lehnt wurden. 

(Abg. Beclrnnbach: Bei der letzten Etatberatung 
auch!) 

Wir hoCCen allerdings, nachdem dieser Antrag auf Auf
stellung eines EWG-Anpassungsprogramms vorliegt. 
daß sie doch nocl1 die Zustimmung des Hauses finden 
werden . 

(Beifall bei der SPD.) 

Auch bei der Behandlung der Marktprobleme in die
sem Antrag spüren wir nicllt mehr viel von der Selbst
zufriedenheit und dem Optimismus der Vergangenheit. 
In der 30. Sitzung des Hohen Hauses am 6. Oktober 1964 
führte der Herr Minister auf die Frage, welche Maß
nahmen erwogen seien, um aufgetretene Markt
schwierigkeiten zu beseitigen, folgendes aus: 

Sie alle konnten beobachten, daß sich in Rheinland
P!alz eine zunehmende Konzentration der land
wirtschaftlichen Erzeugung auf die günstigsten na
türlichen Standorte und die Erfordernisse insbeson
dere der verbrauchsnahen Märkte ganz von selbst 
vollzieht und auch vollzogen hat. 

----~---

(Landwirtschafü;minister Stübinger: Das h<ibe ich 
auch heute wieder gesagt!) 

- „Von selbst", darauf liegt das Gewicht. Wer das ::;o 
hörte, der konnte leicht zu der Meinung kommen, di~ 
Anpassung der Erzeugung an den Markt vollziehe sich 
in Rheinland-Pfalz mit einem gewissen Automatismus. 
Das mag sogar bis heute für bestimmte Gebiete der 
Fall gewesen sein, aber unsere Sorge ist es doch, daß 
dieser automatische Ausgleich sich unter Bedingungen 
und Formen vollzieht, welche die Existenz unserer 
Bauern nicht sichern, sondern zerstören. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir verkennen nicht die Schwierigkeiten, die sich in»
besondere aus den Marktproblemen unserer Zeil er
geben und die nicht allein durcll wirtsch;iftliche unc:l 
technische Maßnahmen, sondern vor allem auch durch 
Aufklärung der Beteiligten zu lösen sind. Die letzten 
Barrieren zu einer modernen Marktorgunisation liegen 
auch mit in der Vorstellungswelt unserer Bauern. Es 
geht dabei um ein neues Verhältnis zum Markt. Es 
geht um das Verständnis für neue Wege des Absatzes 
und der Preisbildung für landwirtschaftliche Erzeug
nisse. Wie schlecht diese Dinge liegen, dar( icll im Hin
blick auf die Schlachtviehverwertung des eigenen Land
kreises kurz andeuten. Der größte Teil des Schlachtviehs 
aus unseren landwirtschaftlichen Betrieben wird un
mittelbar an den Metzger verkauft. Es ist selbstver
ständlich, daß die Metzger dabei Gelegenheit hab1.?n, 
sich das qualitätsmäßig beste Vieh auszusuchen. Die 
schlechteren Qualitäten gehen an den Markt und be
stimmen dort die Notierung, die dann wiederum die 
Grundlage ist für die Preisbildung der Metzge!', so 
daß nicht die guten Tiere den Preis bestimmen, son
dern die schlechten. Das ist die augenblickliche Situa
tion. 

Hier gibt es eine Lösung nur auf dem schmalen Weg 
zwischen Freiheit und Gebundenheit. Auf diese Schwie
rigkeiten hat auch der Herr Kollege Meyer am 6. Ok
tober 1964 aufmerksam gemacht, als er sagte: 

Wenn wir uns einmal vor Augen iühl'cn. um welche 
Marktorganisationen es sich in Holland und Frank
reich handelt, dann müssen wir !eslstcllen, daß es 
Marktorganisationen mit recht erheblichen dirigi
stischen Vollmachten sind. 

- Es wurden heute morgen zwei solche Organisationen 
genannt. -

Es ist bei uns ja beileibe nicht so, al::; sei es böser 
Wille gewesen, bisher keine ähnlichen Marktein
riclltungen zu scha!!en. Uns allen ist bekannt, daß 
aus verfassungsrechtlichen und karte!l rechtlkhen 
Gründen bisher ähnliche Marktorganisationen bei 
uns einfach nicht möglich waren. Man kann hier ~i
cher auch noch hinzufügen, daß die deutscllc Land
wirtscllaft Marktorganisationen mit allzu stark di-. 
rigistischen Vollmachten gar nicht will. 

Meine Damen und Herren! Wenn das so ist, daß die 
Bauern nicht wollen und der Staat nicht dar!, dann 
erhebt s ich die Frage: Wie soll denn das Patentrezept 
aussehen, das die Landesregierung auf Grund dieses 
Antrages auf den Tisch dieses Hauses legen soll? Nad:l
dem der Herr Minister bereits im Okt()bcr 1964 er
klärte: „Wir werden im Anschluß an die wr Zeit lau
fenden Erhebungen zur agr arstrnkturellen Rahmenpla
nung und zu ihre r Ergänzung unve rzüglich auch eine 
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Marktstrukturanalyse auf der Landes_ebcne vornehmen'', 
dürften wir annehmen, daß diese heute bereits vor
liegt. Ob es allerdings gelingen wird, das Paddelboot 
der rheinland-pfälzischen Agrarpolitik nun auf einmal 
mit einem Motor und mit Vollgas zu fahren, das ·wird 
auc:h VQI' allen Dingen daran liegen, ob der Herr Fi
mmzminii;ter d<'n notwendigen Treibstoff zur Verfü
gung stellt. 

(Beifall bei der SPD.) 

kh will heute und hier darauf verzichten, nun auch 
nod1 den Versuch zu untern('hmen, die Vorschläge, die 
der Herr Kollege Meyer hier unterbreitet hat, zu er
~änzen; das ist eine sehr einfache Aufgabe, abcl' wir 
werden ja hinreichend ~Jegenheit haben, das in den 
Au;;1<chÜs!'en und auch im Plenum noch zu tun. 

Nun.. meine Damen und Herren, ein altes Spric;hwort 
;-;agt; „Man soll den Tag nicht vor dCin Abt!nd loben'', 
dfls heif3t auf diesen Antrag bezogen, daß wir uns über 
den Wert dieses Anttages erst dann ein endgültiges 
Urt""il bilden können, wenn der Herr Landwirtschafts
minister konkrete Maßnahmen vorschlägt und der Herr 
Finanmüni;;1P.r ihre Finanzierung sichergestellt hat. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wir versprechen dem Herrn Finanzminister bereits 
heute eine lebhafte Deb.,.lte dieser Frage im Haus
halts- und Finanzausschuß. Wir hoffen zugleich, daß 
die mit diesem Antrag demonstrierte Aktivität die 
Bunde;;tagswahl überlebt und bereits im Haushalts
µlan für 1966 ihren sichtbaren Niederschlag findet. Da
mit würden auch alle die Vorstellungen endlich reali
siert werden können, die wir seit Jahr und Tag ver
geblich hier erhoben haben. Wir stimmen der Über
weisung dieses Antrages an den Agrarpolitischen Aus
:ochuß Ztl . 

<Starker Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Da!' Wort hat der Herr Abgeordnete Meyer (CDU). 

(Abg. Haehser: Jetzt wird es schwierig!) 

.-\.bg. Mc:rer: 

Herr Präsident! Meine f;ehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Kolle~e Dr. Haas, ich kann Ihnen auf 
die Kritik, die Sie hier angebracht haben, nur ant
\\·orten: Nichts Neues! - Alles das, was Sie aus den 
Landtagsprotnknllen zitiert haben, beweist, wenn Sie 
weiter ..:itiert hätten. nämlich Ihre eigenen Reden, daß 
Sie immer die gleiclie Kritik anzufügen hatten, daß 
wir aber bisher keinen konkreten Vorschlag gehört 
haben. nicht etwa in der Form einer PatenLlösWlg -
sow<>it will ich gar nicht gehen -. sondern einen kon
kn:-ten VorsC'hlag, wie in kurzer Zeit die Probleme der 
Landwirtsehaft hätten gelöst werden sollen. 

(Abg. Beck<:nbach: Ich habe die Mittel beantragt 
im Haushalts- und Finanzausschuß, die Sie aber 

dann verwP.igert haben!) 

MeilliLs_eill'__\'e_r~llrten Damen und Herren! Ich glaube. 
daß <lie Regierungspartei es etwa:; schwerer hat als die 
Opposition, die es sich etwas einfacher machen kann. 

(Abg. Beckenbach; Nein, nein! - Große Unruhe 
bei der SPD.l 

Wenn ich noch einmal ganz kurz auf die zusammen
hänge zu sprechen kommen darf. die dazu geführt ha
ben, von uns aus den Antraf, eim:ubringen, dann kann 
ich Ihnen nur sagen: Wir haben den Antl'ag einge
bracht zu einem Zeitpunkt, zu dem der Antr-ag der 
Bundesta•gsfrak.tion der CDU vorlag, ein EWG-Anpa$
sungsprogramm auf Bundesebene vorzulegen. Daß wir 
ein EWG-Anpassungsprogrnffiln für Rheinland-Pfalz 
aufstellen und dem Hohen Hause vorlegen wollten, das 
hat der Minister bereits in früheren Sitzungen be
.kianntgegebcm, Dieser Termin hat keineswegs etwas 
mit den Bundestagswahlen zu tun. 

(Heiterkeit bei <ler SPD.} 

Meine Damen und Herr.en von der SPD, ich möchte 
Ihnen da:ru nur sagen: Wir glauben, daß wir vom Wäh
lei- bei der Bundestagswahl danach br-urteilt werden. 
was wir in der Verantwortung in den Letzten .Jahren 
geleistet haben, 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Dr. Skopp: Das 
glauben wir auch !i 

Mir schelnt aber. wenn ich die agrarpolitische Arbeit 
der SPD sehe, daß sie eine andere Auffassung hat. 
Denn sonderbarerweise stelle ich fe:;t, so jetzt wieder 
am 2. Juli in Bad Godesberg, daß Sie jeweils nur kurz 
vor den Wahlen mit neuen Aktionsprngl'llmmen für die 
Agvarpolitik kommen. Ich habe die Aktionsprogramme 
der Soz:ialdemokratischen Partei und die Presseverlaut
barungen .sehr eingehend gelesen, Herr Dr. Raas. 

(Abg. Dr. Huas: Die stehen doch hiet· nicht zur 
Debatte!) 

- Sie haben nichts konkretes Neues gebracht, Herr 
Kollege Dr. Haas. Dieses Aktionsprog1·amm der SPD 
beinhaltet aber auch nichts, was nicht benüts entwe<ler 
von der Bundesregierung und Landesregierung a~ge-
führt, in Angriff genommen oder vorgesehen ist. 

(Lebhaft~r Widel"'Spruch bei der SPD. - Beifall bei 
der CDU. - Abg. Haehser: Herr Kollege Theisen, 
Sie klatschen jetzt wider besseres Wissen! - Hei-

terkeit im Hause.) 

Ich will die Deb8tte hier nkht in dil' Länge ziehen. 
Aber ich glaube nach der Kritik des Herrn Kollegen 
Dr. Haas doch ei.nes noch einmal ganz klar .a.usspre
chen zu. müssen: Es schelnl vielleicht der sozialdemo
kratisdlen Fraktion nicht bekannt zu sein, wie das 
Zusammenwirken und das Zusammcnai·bdten von Re
gierung und regierungstragender Fraktion ist, well sie 
es selber in der Praxis bisher nicht erlebt hat und 
wahrscheinlich auch in nächster Zeit nicht erleben wird! 

(Heite1·keit im Hause.) 

Au.eh d.i.e Regierungsfraktion hat ihre eigene Auffas
sung. Sie hat das ReC'ht unct nimmt es für sich an An
spruch, die GrW1dsätze eines solchen Programms, wie 
hier des EWG-Anpassungsprogramms, dem Hohen 
Hause vorzutragen und mitzuwir·ken an dem, was die 
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Regierung dann dem Hohen Hause als Programm vor
legt. 

(Abg. Haehser: Herr Kollege, eine Regierung hat 
ein Programm zu verwirklichen !) 

- Herr Kolleg.e Haehser, ich glaube, so gesehen können 
wir sagen, daß wir in der Verantwortung auch für die 
Agrarpolitik mit Erfolgen aufwarten können. Sie mö
gen sagen, es ginge nicht schnell genug oder es müsse 
schneller gehen. 

(Abg. Beckenbach: Sie sagen es ja heute!) 

Ich. rr1öc.i11te dazu sagen: Derjeniget der glaubt, die Pro
blem!:' ließen sich in wenigen Jahren lösen, verkennt 
den Umfang der anstehenden Probleme. Ich habe kei
neswegs heute bei der Begründung unseres Antrages 
gesagt, daß ich ungeduldig wäre und daß es viel schnel
ler gehen müsse. 

(Abg. Ludes: Doch, das haben Sie gesagt!) 

Wir sind uns alle darüber einig, daß dieses Programm 
nur in mehreren Jahren verwirklicht werden kann. Es 
wäre Lalsch, ei; anders zu sehen und' es hieße, die Pro
bleme nicht zu kennen. Wer heute sagen würde, daß 
wir unsere agrarstrukturellen oder marktstrukturellen 
Probleme in wenigen Jahren in Ordnung haben könn
ten, dem würde ich sagen, daß er entweder von den 
Dingen nichts versteht oder er behaupte das wider 
besseres WL%en. Ich möchte noch einmal für die Frak
tion de!:" CDU erklären: Wir haben diesen Antrag auf 
Einbringung eines EWG-Anpassungsprogra mms vor
gelegt zu einem Zeitpunkt, zu dem im Bunde und auch 
in der EWG ähnliche Maßnahmen laufen, die gen.au 
dem gleichen Ziele dienen. Wir wollen eine Zusammen
fassung der bh;het'igen Maßnahmen zu Schwerpunkten, 
um sie für unsere Landwirtschaft wfrksam werden zu 
lassen. 

(Beife11L bei der CDU. - Abg. Beckenbach: Wir 
helfen Ihnen ja dabei!) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Haas (SPD). 

Abg. Dr. Haas: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
noch einmal an dieses Rednerpult gegangen, nicht um 
eine parteipolitische Polemik hier fortzusetzen, 

(Abg. Meyer: War das eine parteipolitische Pole
mik? - Abg. Schwarz: Er redet jetzt nur, weil er 

recht haben will!) 

- Nein, nein, einen Augenblick! -

auch nicht um ein Agrarprogramm der SPD-Bundes
tagsfraktion hier zu erläutern oder zu verteidigen - das 
geschieht an •andei::er Stelle -, sondern nur um noch 
einmal au! die Kernfrage meiner Ausführungen hin
zuweisen. 

Meine Damen und Herren! Hier liegt doch, wenn wir 
die Vo~·gcschichte all dieser Fragen in den letzten Jah
re n überblicken, .eine gewisse Beschleunigungstendenz 

offen vor. Wenn ich ein solches Programm auf;;tellcn 
will, Herr Kollege Meyer - ich glaube, Sie werden 
mir da Recht geben -, dann bin ich auch d'er Überzeu
gung, daß ich es in absehbarel' Zeit durchführen kann. 

(Abg. Meyer: Ja, nur über den Zeitabschnitt sind 
wir uns nicht einig!) 

Bis jetzt ist immer wieder gesagt worden: Es geht nicht, 
es fehlen auch die Mittel. Sind heute - vielleicht kön
nen Sie oder der Herr Finanzminister die Frage kon
kret beantworten - im zweiten Halbjahr 1965 die Mit
tel vorhanden, die im Jahre 1963 nicht vorhanden wa
ren, um bestimmte agrarpolitische Maßnahmen d'urch
zufi.lhren? Das ist der Kern unserer FragcsteUur1g, 

(Landwirtschaftsminister Stübinger [zur SPD ge
wandt]: Wenn Sie an der Regierung sind, haben 
Sie dieselben Mittel! - Abg. Dr. Skopp: Dazu 

kann sich der Herr Finanzminister äußern!) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter König (SPD). 

Abg. König: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn man 
der Begründung zugehört hat, die zu dem Antrag der 
Fraktion der CDU hier vorgetragen wurde, dann bin 
ich der Meinung, bedurfte es nicht der Schät·fe, mit 
der Sie eben sprachen. Sie fanden ja von allen Seiten 
Unterstützung, Herr Kollege Meyer. 

(Abg. Meyer: War diese Kritik auch eine 
Unterstützung?) 

- Ich komme darauf zurück! Das ganze Haus ist sich 
darin einig, daß ein solches Anpassungsprogramm, wie 
Sie es vorgetragEn haben, notwendig ist. Ich muß 
sagen, am deutlichsten hat das der Herr Kollege Kon
rad zum Ausdruck gebracht. Er hat, wenn ich ihn rich
tig verstanden habe, gefordert, daß dieses Programm 
eine langfristige Bindung werden müsse für den Land
tag in Form eines Gesetz.es. Das ist viel und das ist 
s icherlich das beste, was man denen zusichern kann, 
die sich eine gewisse Hoffnung machen auf Grund 
eines solchen Antrages. 

Und damit bin ich beim Thema. In den lct:Gten Mo
naten haben wir, sei es was es will, wenn es Geld 
gekostet hat, vom Herrn Finanzminister die Finanz
lage dargestellt bekommen. Er hat uns sie in jedem 
Falle so dargestellt - ic.11. muß es gari~z ehrlich sugen „, 

daß es beängstigend war. Wir werden uns darüber im 
Oktober zu unterhalten haben. Aber wenn man weiß, 
daß das Haushaltsjahr 1964 mit 50 Millionen DM Defi
zit abgeschlossen hat, wenn man dem Finanzminister 
glauben will - wer will es nicht?, - daß dieses Rech
nungsjahr mit 90 bis 100 Millionen DM Defizit schließt 
und wenn man den Gerüchten glauben schenken soll, 
die der Herr Finanzminister sofort bestätigen oder 
dementieren kann, daß der Haushaltsentwurf, wie er 
zur Zeit zwischen den Ministerien hin- und herbe
wegt wird, ungefähr ein Defizit von 140 Millionen DM 
als Fehlbedarfsschät:.:.ung bereits enthält, dann sind das 
alles beängstigende Tatsachen. Dann bin ich der Mei
nung, daß mein Kollege Haas sehr recht hat, w~nn er 
sagt, man hoffe doch gemeinsam, daß der Antrag nach 
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den Bundestagswahlen nicht als erledigt anzusehen sei. 
Mit anderen Wort,e.n. dann muß doch heute der Fi
nan:r.mimst.er noch e twas hinzufügen. Meine Damen 
und Herren 1 Wir haben ja nicht nur eine Minister
hank. damit sie uns zuhört, wir dürlen den Herren 
auch m::1 I 7.llhören' 

(BeifaJI bei der Sf>D.) 

In d~m F'1:dle bin ich der Meinung, daß nach einer so 
harten Forderun.i:(, wie sie der Herr Kollege Konl'ad 
~t·st.t>llt hat. der eine geset:r.liche Bindung auf Jahre 
hin~11s mit neuen Mitteln fordert, wie es auch Ihr An
t ra!!: will und der Kollege Haas ebenfalls, dann kann 
l',:; ~id1 ja wohl nicht darum handeln, dem Herrn 
Landwirtschaftsminister den Vorwurf zu maclJ.en. daß 
die bi~her ihm 7.nr Verfü~ung gestandenen Mittel falsch 
1fö;poniert wurden. Diesen Vorwurf werden Sie ihm 
nicht m<1c:hen wollen. Mit einem Wort: Man wird eine 
Antwort d1n-;1uf erwRrten müssen und dürfen, ob zu
"'Hzlkhe Mittel im kommenden Rechnungsjahr und 
darübPr hi"'m" wr Verfügung stehen für neue Wege, 
damit die AufJ'(abcn sdmell und zügU( erledigt wer
d(•n, tlie der Landwirtschaftsminister bisher nicht erle
rligt!n konn t.e. 

Darubcr sind wir uns em1g, Herr Meyer, Sie wollen 
al;;•1 dem Herrn Landwirtschaftsminister nicht den 
Vnrwur! machen, daß in der bisherigen Einplanung 
:>Pi1wr Mit.tt>l von ihm falsche Dispositionen getroffen 
wm·d('n, sondt>rn Sie stehen auf dem Standpunkt, daß 
J:U>'iH:r.Jkhe Mittel gebraucht werden, um in einem ge
wi~:;,•n 7..:•ilnrnß ein Pr<lgramm abzuwickeln. Schön, 
wenn wir uns darin einig sind. 

MPinP r'rage - und ich darf bitten. Herr Finanzminigtcr. 
die zu twantworten - : Werden wir erwarten dürfen, 
daU im RP<'hnungsjaht· 1966 

<Ahg. Dr. Skopp: Und im folgenden!) 

• urvi in <lt-n d8rauffoljlenden Jahren ; Sie können ~ 
uur fur 11168 beantworten - mehr Mittel zur Verfügung 
:<l~·hen, ali> in 1965 dem Herrn Landwlrtschaftsmlni-
1'l<!r 7.Ur Verfügung gestanden haben? Wenn das der 
F<ill ist, ha l <'S sichet·Jich einen Wert für uns. daß wir 
dil' S~C'ht> bl'r~tl?n hahCll. 

(Beifall der SPD.) 

Präsident Van 'Volxem: 

Das Wort hat der Herr Finanzminister. 

<Ahi;{. Thorwirth: Hat er auch das Geld?) 

J<' inanzminister Glahn: 

Hen Präsident Meine sehr verehrten Damen und Her
ren Ich glaube. daß Sie, trotz. der forschen Aufforde
rung <lll dP.n ~'inanzminister, zu dieser Frage Stellung 
7.U nehmen. nicht von mir erwarten können, daß ich 
dies heute tue. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien -
Widerspruch bei der SPD.) 

l>te Haush::ilt11be1·atungen für den Etat des Jahres 1966 
sind in vollem Gange, und über den Abschluß des 

Haushaltsjahres 1965 kann zu dieser Stunde selbstver
sUindlich noch nichts Exaktes gesagt werden. 

(Erneute Zustimmung bei den Regierungs
parteien.) 

Der Antrag ist an den Agrarpolitischen Ausschuß 
überwiesen. Er wird zunächst einmal in diesem Fach
ausschuß diskutiert werden müssen. Und im H:rns
halt.<;- und Finanzausschuß. meine sehr verehrten 
Damen und Herren, werde ich Rchon b0relt sein, ent
sprechende Erklärungen abzugeben. 

(Beifall h<'i den Regierungsparteien. - Abg. Dr. 
Skopp: Das heißt, nach dem 19. Sept.:-mbe1·!) 

Präsiaent Van Yolxt"m: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Gaddum (CDU). 

Abg. Gaddum: 

HC'rr Präsident! Sehr verehl'l~ Damen! Meine Herren! 
HetT Kollege Martenstein fragte mkh get'ade: Seit 
wann :::ind Sie Agrarpolitiker? - Eben nicht! Aber viel
leicht i·st es ganz gut, wenn zu einem solchen Thema 
auC'h mal von einem Nichtagrarpolitiker gesprochen 
wlrd, gerade nachdem sich, wie es sich jetzt ergeben 
hat, die Diskussion auf dieses Thema - und durchll.lt~ 
berechtigterweise - verlagert hat. 

Meine Damen und Herren! Es ist für ein Mitglied der 
CDU-Fraktion, na, etwas belustigend, :r.u beobachten. 
wfe nut'l' ·hier · der Wunsch nach l<tngfristiger Plammg 
der i<t:iarnc+i„n. Maßnahmen von der SPD-Fraktion 
mehr oder weniger lächerlich gemacht wird . 

(Lebhafte Prntestrufe von d<:>r SPD. - 7,m:tim
mung bei den Regierungsparteien.) 

Nun, meine Damen und Herren, es gibt hier nur zwei 
Möglichkeiten: Entweder unterstützen Sie eine solche 
Pla nung oder Sie unterstützen sie n icht . 

(Anhaltende Unruhe bei der RPD.) 

Aber wenn Sie der Mdnung sind - und so ähnlich hat 
Herr Kollege Haas sich ja doch ausgedrückt ~, daß die 
Vorlage eines solchen Planes ptaktisch nur die Bilanz 
der Versäumnisse ergäbe, dann stellen Sie doch damit 
dem Sinn einer solchen Planung ein recht schlechtes 
Zeugnis aus. Und ich l>i.n der Meinung -

(Abg. Dr. Haas: Eine Sammlung ungelöster 
Aufgaben!) 

- Ja, eine Sammlung ungelöster Aufgaben. Das ist 
natürlich eine Wendung, die man a nders beurteilen 
kann als das, was Sie vorhin formuliert haben. 

(Erneuter Widerspruch bei der SPD.) 

Daß· der Plan Aufgaben enthält, die noch gelöst wer
den müssen, meine Damen und Herren, ist selbstver
ständlich. Es gehl uns aber doch im ganz wesentlichen 
darum - ·· ·und das rechtfertigt nach meinem Dafür
halten auch diese Vorlage -, daß wir die Summe der 
Maßn~hmen, !die bisher angespr<ichen worden sind 
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und, wie Sie auch selbst gesagt haben, verschiedentlich 
schon diskutiC'rt worden sind - das ist ja völlig un
bestritten -, zusammenfassen, in einen Rahmen stellen, 
aukinander abstimmen und auch finanziell Schwer
punkte bilden. Und das, meine ich, trif!t sich ja durch
aus auch mit den Überlegungen, die Herr Kollege 
König mlt Recht in den Mittelpunkt gestellt hat: Wie 
sollen wir das finanziell verkraften? Wenn wir n icht 
auch auf diesi!m Gebiet zu gewissen Schwerpunkt
bildungen kommen, indem wir nämlich die verschie
denen Maßnahme n, die angesprochen worden sind, 
koordinieren, tun wir uns auch finanzpolitisch sicher
lich keinen Gefallen. 

Im üb t•igen, meine Damen und Herren, Im Bundes
gebiet werden heute von verschiedenen Ländern auf 
den verschiedensten Gebieten die staatlichen Maßnah
men in solchen Plänen zusammengefaßt, die recht 
langfristig gelten und wo die finanzpolitischen Pro
gnosen recht vage sind. Dort werden sie häufig auch 
von SPD-Regierungen vertreten und vorgelegt. Da 
wäre. Ihre Kritik sicherlich manchmal in dem Sinne 
am Platze. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsiden' Van Volxem: 

Das Wort lrnt Herr Abgeordneter Dr. Skopp <SPD). 

Abg. Dr. Skopp: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
lforrt'n! kh beclaue1·c den Ton des Herrn Kollegen 
Gaddum. Ich bedauere außerordentlich, daß er geglaubt 
hat, der SPD-Fraktion hier vorwerfen zu können, wir 
hätten den Antrag der CDU-Fraktion lächerlich ge
macht Das glaubt Herr Gaddum sicher selbst nicht, 
und durch diese meine Feststellung berichtigt sich auch 
~ein Lapsus linguae, wie ich es einmal nennen will, 
der ihm hier unterlaufen ist. Diese Entglei-.iung ernster 
zu nehmen, bin ich nicht in der Lage. 

(Abg. Hilf: Das ist doch unerhört !) 

Der Herr Kollege Dr. Haas hat hier mit außerordent
lichem Ernst über die Dinge gesproche n. 

(Abg, Schwarz: Wann denn?) 

E t· hat dann a ufgezeigt, mit welchem Ernst wir uns 
seit Jahren bemühen, 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

dasselbe zu erreichen, was Sie jetzt mit Ihrem Antrag 
hier vorgelegt ha ben. Wer das nicht gespürt hat, meine 
Damen und Herren, der hat die Debatte seinerseits 
wahrscheinlich gar nicht mit dem notwendigen Ernst 
verfolgt. 

Warum der Herr Kollege König sich hier zum Wort 
gemeldet hat, das war wohl ganz klar. Der Herr Kol
lege König bezog sich auf eine Anregung - ich will 
noch nicht sagen Forderung -, die hier sehr deutlich 
von dem Herrn Kollegen Konrad gegeben worden ist. 
Denn wenn wir in dieser Sache real etwas tun wollen, 
nämlich dieses Programm, wenn es aufgestellt Ist, in 
Gesetiesform durch das Hohe Haus zu verabschieden, 

dann heißt das, langfristig, au! viele Jahre h inaus, die 
dazu erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Hierüber uns allen Klarheit zu verschaffen, war der 
Sinn der Ausführungen des Herrn Kollegen König, und 
ich bedauere, daß der Ernst d ieses Bemühens, hier
ü ber Klarheit zu erlangen, of!enbar nicht an erkannt 
worden ist. 

Ich weiß auch nicht, was dem Herrn Kollegen Konrad 
vorgeschwebt hat, einem Parteifreund des Herrn 
Finanzministers. Insofern hatten wir erwartet, daß der 
Herr Finanzminister konkret dazu Stellung nehmen 
würde. Vielleicht scllwebt d er Partei des Herrn Finanz
ministers in der Beziehung etwas Ähnliches vor wie 
zum Beispiel das Schulbauvermögen zur Realisierung 
eines so weitgehenden Antrages. Dann hätte der Herr 
Finanzminister das hier für die Regierung erklären 
müssen. Leider sind unsere Bemühungen, konkrete 
Antwort auf diese Dinge zu bekommen, nicht von Er
folg gewesen. Wir werden aber nicht nachlassen in die
sen Bemühungen, sehr real von Ihnen zu erfahren, 
meine Damen und Herren, worum es geht, und zwar 
mit allem Ernst. 

(Beifall der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordnt•ter Meyer (CDU). 

Abg. Meyer: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir können doch feststellen, daß wir alle die 
Debatte mit dem nötigen Ernst verfolgt haben, Hen 
Kollege Dr. Skopp. 

(Abg. Dr. Skopp: Sagen Sie das dem Kollegen 
Gaddum!) 

Und wenn vorhin der Herr Kollege Dr. Haas eine recht 
derbe Kritik angebracht ha t, dann habe icll eben auch 
entsprechend geantwortet. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Herr Kollege König, es war n icht so, daß ich deswegen 
eine Schärfe hineingebracht habe, sondern durch die 
dauernden Zwischenrufe Ihrer Fraktion war es mir ja 
kaum möglich, mich verstä ndlich zu machen. 

(Erneute Unruhe bei der SPD.) 

De::ihalbt \1.:enn man von dem nötigen Et·nst sprichtt 
dann darf ich nur feststellen, daß wir den durchaus 
a ufgebracht haben, und daß auch das, was der Kollege 
Gaddum hier gesagt hat, durchaus in diesen Rahmen 
paßte. 

(Abg. Dr. Skopp: So? - Beifall bei der CDU. ) 

Daß Sie während des Vortrages mit Ihren Zwischen
rufen mich einfach dazu gezwungen haben, etwas lau
ter zu werden, dürfen Sie nich t als Schärfe auslegen. 
Zu dem, was Sie eben noch von dem Herrn Finanz
minister gefordert haben, kann ich Ihnen n ur sagen, 
daß unser Ant rag - Herr Kollege König, ich nehme 
doch an, daß Sie ihn gelesen h aben - unter Zi!!er l 
lautet: 
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1. Die L<tudesregierung wird beauftragt, dem Landtag 
<1lsbald einen Plan über die Anpassung der Land
wirtsd1aH in Rheinland-Pfalz an die schnellere Ver
wirklichung des europäischen Agrarmarktes vorzu
legen. 

Die~E'f Plan 'soll beinhalten: 

a) einen Zeitplan für die notwendigen agrar- und 
marktstrukturellen Verbesserungen und für eile 
Anp::isi;unlo( der Erzeugung an die veränderte Sl
lu<ttion auf dem Markt, 

ul die Höhe der hierfür benötigten finanziellen M!t
t~~I. 

E~ ilit kt.'ineswegs gesagt. Herr Kollege König. daß die 
Lmtdesregierung das heute und jetzt, in dieser Stunde. 
l un soll. sondern wir haben den Antrag gestellt, und 
<lie Ausschüsse, der Agrarpolitis<:he Ausschuß sowie der 
Haushalts- und Finanzausschuß. werden sich damit be
f;issPn. 

(Abg. König: Soll das Programm ab 1966 anlau
fen oder nicht, Herr K'.ollege Meyer?) 

- .Jawohl. das soll es! 

(Abg. König: Sind Sie der Meinung, daß die vor
handenen Haushaltsmittel reichen?) 

- HE:>l'l' Kollege König! Ober den Stand der Haushalt.s
ber<1tung0n für das Jahr 1966 sind Sie noch besser 
unterdchtet als ich. Es ist nicht so, daß wir für heute 
hiE'r eine klare Antwort und die Vorlage des Pro
gramms von der Landesregierung gefordert haben. 
Herr Kollege König, deshalb sind Sie der Zeit etwas 
vorau~get>ilt. Unser Antrag wird die entsprechende Er
ledigung finden, und er wird auch wach bleiben über 
die Bundestagswahl hinaus. Das können Sie uns glau
ben! 

<Beifall der CDU.) 

Präsld~nt Van Volxem: 

r~~ liegen keine weilt!ren Wortmeldungen vor. Ich 
:-;<'hließt- die Besprechung. Bevor kh über den Antrag 
Drucksache II:435 abstimmen lassen. möclite ich 
fc>ststellen. daß die in den Ziffern 2 und 3 geforderte 
Auskunft der Landesregierung gegenüber dem Agrar
po!itischen Ausschuß erfolgen soll. - Sie sind damil 
einverstanden. 

kh !risse jetzt über den Antrag ab:;limmen. Wer dem 
J\nt1·ag - Druc..lr..sache 11/435 - seine ZustLT .... 'T.Ua.'1.g geben 
will. möge das Handzeithen geben. - Danke! Gegen
prob<:! - ~timmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige 
An11<1hm(> f(>st. 

(Abg. König: Der Antrag ist dodl ül>erwie:sen an 
den Ausschuß!) 

- Nein! Der Antrag kann nach seiner Formulierung, 
Herr Abgeordneter König, an sich nur angenommen 
werden. Tn den Zifforn 2 und 3 wird aber Auskunft. ge
~cllüht:1· dem Landtag verlangt, und ich habe festge
stellt, daß diese Auskunft gegenübe1· dem Agrarpoli
bsdwn Ausschuß erfolgen soll. Ich glaube, damit sind 
::,;ie alle einverstanden. 

Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung : 

Gro.ße Aafl:age der Fraktion der SPD betreffend 
Sanierung der ersten Ansiedlungen nacll dem 
Krieg-c, lnsbesondcre \'On Betriebttn heimatvcr-

triebener Bauern 

- Drucksache II/422 -

Die Große Anfrage wird begründet durch den Herrn 
Abgeordneten Dr. Haas (SPD). 

Abg. Dr. Haas: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wer das 
Ziel aller Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar
struklur Iür den einzelnen landwirtschaftlichen Be
trieb in der Rationalisierung des Betriebsablaufs und 
damit in der Arbeitsersparnis und Kostens~nkung sieht, 
weiß zugleich, welche Bedeutung in diesem Rahmen 
der Aussiedlung zukommt. Sie ist in vielen Fällen die 
eiozige Möglichkeit, um zu zeitgemäßen Arbeits- und 
Wirtschaftsbedingungen zu kommen. 

Wir wissen alle dabei, daß der Siedler eine erhebliche 
Belastung - unter Umständen für mehrere Generatio
nen - auf sich nimmt. Die Grenze dieser Belastung ist 

.·.ab~~. ·:q;a~~;::~fr~~cii~. :·.~~enn 'sie den ~ation~tisierungs~e
winn auf längere Zeit erheblich ubersteigt. Das hier 
notwendige Gleichgewicht ist um so schwieriger zu er
reichen und zu erhalten, als die wirtschaftlichen Be
dingungen der deutschen Landwirtschaft in den letz
ten Jahren einE'm dauerndl'n Wandel unterworfen wa
ren. 

Diese Feststellung trifft gerade und in b esonderer 
Härte für die frühesten Aussiedlungen zu. Icll. erinnere 
in diesem Zusammenhang auch an die Denkschrift t.les 
Präsidenten des Bundesrechnungshofs und die in ihr 
enthaltene Kritik an der Aussiedltmgspolit.ik der Ver
gangenheit - enthalten in der Bundestagsdrucksache 
IVi3052 vom 8. Februar 1965 -. 

Wenn wir durch die Aussiedlung lebensfähige Be triebe 
schaffen wollen, dürfen wir uns nicht damit begnügen, 
die zahlerunäßige Entwicklung dieser Siedlungsvorha
ben insgesamt zur Kenntnis zu nehmen, sondern wir 
müssen uns auch um das Schicksal des einzelnen Be
triebes nach der Aussiedlung kümmern. Es gilt, im 
Rahmen einer Erfo!gskontrolle in jedem Einzelfall 
festzustellen, ob durch eile Aussiedlung das gesteckte 
Ziel, eine auskömmliche Lebensgrundlage für eine 
bäuerliclle Familie zu schaffen, erreicht wel'den konnte. 
Ist das nicht der Fall, so muß den Gründen für eine 
solch negative Entwkklung nachgegangen werden. Es 
ist dann festzustellen, was falsch gemacht worden ist, 
ob die Bet.dehe eine unzureichende Größe, eine unzu
reichende Ausstattung oder eine zu h ohe Belastung 
aufweisen. Eine solche Feststellung ist notwendig, um 
gleiche und ähnliche Fehler für die Zukunft zu ver
meiden. 

kh dar! diese Notwendigkeit an einem Einzelbeispiel 
aus dem Westerwald erläutern. 

Für die Aussiedlung eines laodwirtscha!tlichen Betrie
bes und die Aufstockung von 4, 7 auf 9,5 Hektar waren · 
bei der ersten Planung Baukosten in Höhe von 121 000 
DM vorgesehen. Bei der Durchführung des Bauvor
habens stellte sich bereits heraus, daß die tatsächlichen 
Kosten den Voranschlag erheblich übersteigen würden. 
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Die Schlußabrechnung ergaben Gesamtkosten in Höhe 
von 230 000 DM. Dazu kommen private Schulden des 
Aussiedlers für ergänzende Baumaßnahmen und In
ventarbeschaffung in Höhe von rund 60 000 DM. Diese 
Verbindlichkeiten konnten inzwischen durch ein Dar
lehen aus dem Zweckvermögen der Landwirtschaft
lichen Rentenbank abgelöst werden. Die Darlehensge
währnng erfolgte allerdings mit folgenden Auflagen: 

Das Darlehen wird gewährt nur unter Zurückstel
lung nicht unerheblicher Bedenken und im Ver
trauen darauf, daß 

l. der Betriebsinhaber und seine Familie gut beur
teilt werden, 

2. die Ziele der künftigen Betriebsorganisation 
ofrcnbar richtig erkannt sind und angestrebt 
werden, 

3. der Betrieb mit Gebäuden, Maschinen und Vieh 
in Kürze komplett ausgestattet sein wird. 

Weiterhin machte das Ministerium die Zustimmung da
von abhängig, daß sich der Betriebsinhaber 

1. einer intensiven Beratung durch die Landwirt
schaftsschule und Wirtschartsberatungsstelle un
terstellt, 

2. verpflichtet, 

a) eine ordnungsgemäße Buchführung einzurich
ten, 

b) Investitionen von mehr als 1 000 DM nur mit 
Zustimmung der Beratungsstellen - zu 1 - vor
zunehmen, 

c) dem Berater jederzeit Einblick in seine Bank
und sonstigen Geldkonten zu gestatten. 

Außerdem ist die Beratungsstelle zu verpflichten, 
der Gesellschaft und über sie der Landwirtschaft
lichen Rentenbank 

1. jähl'lich eine betriebswirtschaftliche Auswertung 
des Jahresabschlusses neben einem Voranschlag 
für das folgende Wirtschaftsjahr, 

2. zum 31. Dezember eine Berichtigung des Voran
schlages, 

3. vierteljährlich einen betriebswirtscha!tlich ausge
W<:'rteten Geldrückbericht vorzulegen. 

Meine Damen und Herren! Wer das alles liest und sich 
der Tragweite bewußt wird, die in solchen Auflagen 
enthalten ist, der weiß, daß ein soiches Beispi1d nicht 
zur Aussiedlung ermuntern kann; denn ein Mann, der 
unter solchen Bedingungen, unter ungünstigen Boden
und Klimaverhältnissen auf einem 10 ha ·großen Hof 
sitzt, wird seines Lebens nicht mehr froh. Für diesen 
Hof ergibt sich eine Gesamtbelastung von jährlich 
8 500 DM, die allerdings in den ersten zehn Jahren 
durch Zinsverbilligungsmittel aus der Hö!erolle um 
rund 2 000 DM verringert werden kann. 

Wenn es im vorliegenden Falle als möglich angesehen 
wird, aus 10 ha jährlich 8 500 DM herauszuwirtschaf
ten, dann müßten alle Bauern, die auf ihrem Eigen
tum sitzen, inzwischen reiche Leute geworden sein. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich habe das Beispiel auch deshalb angeführt, weil 
e in Fehlschlag in der Aussiedlung mehr verdirbt, als 
10 oder 20 Fälle, die geraten. 

Meine Damen und Herren! Wenn schon bei einheimi
schen Aussiedlungsbetriebcn besorgniserregende Bela
stungen in einer Reihe von Einzelfällen gegeben sind, 
muß eine solche Feststellung bei den Betrieben hei
matvertriebener Bauern erst recht zutre!Cen. Diese 
wurden in den ersten Jahren der Nachkriegszeit unter 
erheblich schlechteren Bedingungen angesiedelt. 

Das Landesgesetz über die Bodenreform brachte ja in 
unserem Land nicht die Landreserve, die eine plan
mäßige Ansiedlung auf ausreichend großen Betrieben 
möglich gemacht hätte. 

Man wird heute niemandem einen Vorwurf daraus 
machen können, daß bei der Erstansiedlung h.eimatver
triebener Bauern - es handelt sich dab«:>i in unserem 
Lande um rund l 200 Bauern auf Vollerwerbstcllen -
nicht alles geschehen ist, was sich gerade im Hinblick 
auf den Wandlungsprozeß der deutschen Landwirt
schaft heute als notwendig erweist. Diese Bauern, die 
Haus und Hof und Heimat verloren hatten, waren zu
nächst einmal glücklich, wieder eigenen Boden unter 
den Füßen zu haben. Aber die Entwicklung zeigte sehr 
bald, daß viele ihrer Betriebe trotz Fleiß und An
spruchslosigkeit der heute gegebt>nt.?n Belastung nicht 
gewachsen sind. Die bestehenden Mängel zeigen sich 
hauptsächlich in folgenden Punkten: Diese Betriebe 
verfügen vielfach über eine zu kleine Betrieb;;fläche. 
Sie weisen eine zu große Zersplitterung aur. Sie liegen 
auch sehr oft auf dürftigen Böden. Sie sind weiter 
gekennzeichnet durch eine mangelnde Ausstattung mit 
totem und lebendem Inventar. Sie haben sehr oft ver
altete Wohn- und Wirtschaftsgebäude. Die finanzielle 
Erstausstattung war unzut·eichend. In vielen Fällen 
scheitert heute die Umsetzung des Siedlers an der Tat
sache, daß der Hof nicht einmal so verwertet werden 
kann, daß mit dem Erlös die bestehenden Verpflichtun
gen abgedeckt werden können. Nur in 14 Prozent ha
ben die Betriebsinhaber nach Feststellung des Land
wirtschaftsministeriums außer den Siedlungskrediten 
keine weiteren Schulden. 

Meine Damen und Herren! Hler b esteht die Gefahr, 
daß viele Menschen zum zweiten Mal ih re Heimat auf
geben und sich dann mit nicht unel'heblichen Schulden 
einen neuen Arbeitspla tz suchen müssen. Die Sorge für 
unsere heimatvertriebenen Bauern is t nicht nur eine 
agrarpolitische und soziaLe Aufgabe, sondern eine po
litische Notwendigkeit zugleich. Wenn unser Bekennt
nis zu unseren Brüdern und Schwestern jenseits des 
Eisernen Vorhanges echt sein soll, dann müssen wir 
dies unter Beweis stellen durch unsere Hil!e für die
jenigen, die bei uns sind. 

Das ist Sinn und Aufgabe unserer Großen Anfrage. 
Wir bitten die Landesregierung, nicht nur die wirt
schaftliche Situation ctieser Betriebe im einzelnen zu 
prüfen, sondern zugleich auch festzustellen, welche 
Hilfsmaßnahmen von seiten des Landes diesen Betrie
ben zuteil werden müssen und welche finanziellen Mit
tel dafür bereitzustellen sind. Wir werden dann den 
Antrag stellen, diese Mittel, soweit sie vom Lande 
Rheinland-Pfalz aufgebracht werden müssen, noch in 
diesem Jahr zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Präsident Van Volxem: 

Zur Rf'antwortung hat <las Wort der Herr Landwirt
;;eh<tftsminister. 

Landwirtschaftsminister Stü binger: 

Herr Präsident! Meine sehr 1rerehxien Damen und 
Herren! Herr Dr. Haas, ich darf Sie zunächst einmal 
ct;-;nwf aufmerksam machen, daß Sie in Ihrer Großen 
.Anfrage Drucksache lI/422 nicht von Aussiedlungcn, 
sondern von Ansiedlungen gesprochen haben. Die An
siedlungen, die wir durchJlefüh.rt haben.. sind zum 
Teil Aussiedlungcn. es si;;d aber auch, zu einem 
sl"hr großen Teil solche Fälle, in denen Heimat
vertriebene in den Dörfern Betriebe übernommen 
gekauft oder gepachtet haben. Wenn Sie nu~ 
diesen F'all hier im cinzelneo anführen, dann 
muß ich lhnen sagen, daß es sich hierbei weder 
um eine Ansiedlung noch um einen Heimatvertriebe
nen dreht. Es ist klar, daß es natürlich überall gute 
und böse Menschen gibt. Wir haben festgestellt. daß 
in diesem Betriebe der Aussiedler ohne unser Wissen 
und ohne Wissen unserer Beratungsstellen 60 000 DM 
Schulden gemacht und wesentlich teurer gebaut hat, 
<lls ei; geplant war. Sie kennen die Verhältnisse sehr 
~ul. 1'5okhe Fälle sind vorgekommen in unseren eigenen 
parlamentarischen Kreisen hier in diesem Haus, wo 
Leut.e ausgesied~lt haben und weit über das hin
ausgegangen sind, was ihnen genehmigt war. In die
sem Punkt, Het:'r Dr. Haas, muß doch !ür die Leute 
die l.'igt'.'ne Verantwortung maßgeblich sein. Sie kön
m:n also nicht ohne weiteres im Rahmen Ihrer An
fr~ge diesen Einzelfall heranziehen, bei dem es sich 
nkhi ntn die Au:>siediung eines Heimatvertriebenen, 
sondern um die Aufätockung der Betriebsgröße bei 
E>in<'m Einheimlschen handelt, und zwar von 4 auf 9 
H(•ktar. 

Nun zu Ihr~r schriftJ.ichen Frage, die ich gerne im 
Rahmen meiner Möglichkeiten beantworten will. Bei 
ctPr B i>urte-ilung der wirt~chaftlichen Lage der in Rhein
hmd-Pfa.17. eingegliederten Heimatvertriebenen bzw. 
au~ <l<>t' ;;nwjetisch besetzten Zone geflüchteten Dauern 
bt zu umer,<.f'heidPn 1.wischen denen, die auf Nebcn
f'l\Vf:'l'bxtellPn Rind. und denen , die auf Vollerwcrb
~t••!!Pn ~nge.g:liedert worden sind. Die wirtschaffüche 
Lage der Siedler auf Nebenerwerbstellcn - es handelt 
sich in unserem Lande um 6 200 -, die in ihrem Haupt
büruf 1wßerhalb der Landwirtschaft tätig sind, ist im 
w0s~ntlich~ von der allgemeinen wirtschaftlichen 
Situation Rußerhalb d0r Landwirtschaft abhängig, Bei 
d('r sc>it ,Jahren anhaltenden guten Konjunktur im 
außerlandwirtschaftlichen Bereich sind die Nebcn
t'l'W<'J'b;;irolt>r durchweg in der Lage, verhältnismäßig 
hohe Lohneinkommen m erzielen. Darüber hinaus 
Wl'l"dPn aus dE:'r Bewirtschaftung der Nebcnerwcrb
stdle zum Teil recht erhebliche zusätzliche Einnahmen 
f'rZif'!t. 

Ich darf da rauf hinweisen, daß im Au.ftrag meines 
MinistPriums die Agrarsoziale Gesellschaft im Jahre 
Hlti<! PinP eingeh€'nde Untersuchung über die Situation 
der hi'imatvertriebcnen und geflüchteten Landfami
lien auf IRndwirtschaftlich.en Nebenerwerbsteilen durch
geführt hat. Bei dieser Untersuchung wurden im Wege 
d\'r Reprilscntativerhebung etwa 10 Prozent aileT Ne
benerwcrbstellen in Rheinland-Pfalz eingehend über
prliit, Als Gesamtergebnis dieser Untersuchung ergll>l 
s ich eine durchweg befriedigende wirtschaftliche Lage. 
Auf die sehr interessanten Einzelheiten dieser Unter-

suchungen einzugehen, würde über den Rahmen dieser 
Stellungnahme hinausgehen. Sie sind aber in der Schrif
tenreihe der Agrarsozialen Gesellschaft veröffentlicht 
und haben zweifellos gezeigt, daß sich die Nebenerwerb
siedlung bewährt hat und daß es gerechtfertigt ist, 
auch in Zukunft in dieser Richtung weiterzuarbeiten. 

Die auf Vollerwerbsteilen angesetzten Heimatvertrie
benen und Sowjetzonenflüchtlinge - es handelt sicl:I um 
mnd 1 460 - sind wiederum in zwei große Gruppen 
aufzuteilen, erstens die Neusiedler, die ausgesiedelt wa
ren zum großen Teil, und zweitens die auf Grund ei
nes Kaufs oder Einheirat oder auf Pachtstellen einge
gliedert sind. Die Neusiedlerbetriebe - auch unter den 
heutigen Gesichtspunkten gesehen - wurden im all
gemeinen ausreichend groß angelegt. Soweit das ur
sprün,glicb. nicht der Fall war, wurden sie inzwtschen 
duxch Aufteilung einzelner Betriebe oder durch Zu
kauf auf eine Eigentumsfläche gebracht, die durch
schnittlich die Richtgröße zu 75 bis 100 Prozent er
reicht. 

Neben dieser Eigentumsfiäche werden in der Regel 
noch Pachtfiächen bewirtschaftet. Diese Neusiedlungs
betriebe haben durch die weitgehende Arrondiemng 
der Betriebsfiäche durchweg eine wesentlich bessere 
innerbetriebliche Struktur als die einheimischen Be
triebe. Es handelt sich meistens um Betriebe, die eine 
bis drei in der Nähe ihrer Hofstellen liegende Flächen 
zu bewirtschaften haben. Die Gebäude und Inventar
ausstattung der Neusiedlungsbetrieb<: reichen allerdlngs 
dazu nicht aus, um ein aus der heutigen Sicht notwen
diges Einkommen zu erzielen. Auch war es nicht mög
lich, die Wohnteile ausreichend groß anzulegen und 
für die Altenteile genügend Wohnraum zu schaffen. In 
der Zwischenzeit wurden deshalb zusätzliche Mittel ein-
gesetzt, um L"'lsbesondere die Wirtsc..liHftsgebäud~ so zu 
erweitern, daß eine den Flädlen entsprechende Ver
edelungsproduktion betrieben werden kann. Die Situa
tion b.ei den Kauf- und Pachtbetrieben ist von der 
der Neusiedlungen verschieden und jeweils St.!hr unter
schiedlich. Das gebe n kh Ihnen zu. Un;prünglh'h waren 
es rund l 900 Betriebe, davon 720 Pachtb(:triebe. 
Diese Paclltbetriebe waren vielfach, wie der Durch
schnitt der Betriebe in Rheinland-Pfalz. nach ihrer 
Größe unzulänglich. Dazu kamen zersplitterte Betriebs
flächen und zu k li>ine und unwirts<:haftlich gest:iltete
Gebil.ude. Obgleich die Kulturämter gegen viele 
dieser Stellen vor der Eingliederung Bedenken 
erhoben haben, bestanden &!Jet· damals die Ver
triebenen oft selbst auf der Übernahme dieser 
Stellen, weil ihnen eine schlechte Existenz in der 
Landwirtschaft besst' l' er:K:hien als kdne oder gar 
im La ger zu leben. Den gleichen Standpunkt nahmen 
auch <iie Vertriebenen verbände ein. Zahl reiche w kleine 
Eingliederungsbetriebe, insbesonde!'e Paehtbetriebe, 
wurden in der Z>vischenzeit von den Unternehmern 
aufgegeben, nachdem sie eine gesicherte Einkommens
grun<liage auch außerhaib der Landwirtschaft geiun
den hatten. Zum erheblichen Teil wurden Pädlter auch 
von. Neusiedlungen und in gut. bestehende Kaufstellen 
umgesetzt. Zur Zeit werden noch rund 860 Kauf- und 
240 Pachtstellen von vertri.ebenen 8owjetzonen!iücht
lingen bewirtschaftet. Die Situation dieser Betriebe war 
im Verhältnis zu den einheimischen Betri~ben wesent
lich st:J),wif;!dgei;-, da sie durch die Eingliederungskredite 
vorbelastet warien und deshalb nul' d.urch eine ihre 
Leistungsfähigkeit vielfach übersteigende weitere Ver
schuldung die notwendige Modernisierung und Techni
sierung der Hof- und Feldwutschaf~ hatten durchfüh
ren können. Sie bekamen .auch nur teure nachrangige 
od~~ 41-/,~ .. W.~::;i::llfredite. Es waren dc~halb Kredite 
aus öffentlichen Mitteln zum Ausbau der Betriebe not-
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wendig. Die wichtigste Maßnahme zur Besitzfestigung 
war die Aufstockung. So wurden in 660 Einzelaufstok
kungcn die Kaufstellen um 1 800 ha vergrößert. Die 
Eigentumsbetriebe haben inzwischen eine durchschnitt
liche Nutzungsfläche von 15,7 ha erreicht, davon 11,5 ha 
Eigenland. Das entspricht der durchschnittlichen Richt
größe im Lande Rheinland-Pfalz, wenn von den Spe
zialbetr'ieben abgesehen wird. Wie eine Untersuchung 
der Agrarsozialen Gesellschaft über die Eingliederung 
im Bundesgebiet ergeben hat, liegt Rheinland-Pfalz 
bezüglich der Aufstockung von Eingliederungsbetrie
ben an der Spit1.e aller Bundesländer. Auch für andere 
bctriebsfördernde Maßnahmen, insbesondere für den 
Ausbau der Wirtschaftsgebäude und Inventarergän
zung, wurden erhebliche Mittel zusätzlich bereitgestellt. 
In:;gcoomt wurden für diese Maßnahmen allein in den 
letzten fünf Jahren zusammen 1 461 Zusatzkreditver
fahren durchgeführt und hierfür Mittel des Bundes, 
des Landes und des Ausgleichsfonds in Höhe von rund 
36 Millionen DM eingesetzt. 

Über die wirtschaftliche Lage der eingegliederten Land
wirte haben zuLetzt Ende 1964, das heißt also erst vor 
einem halben Jaht", die Landwirt::;chaftsschulen und 
Beratungsstellen sowie die mit der Betreuung der ver
triebenen Landwirte beauftragten speziellen Siedlungs
bl'treuer berichtet. Leider stehen nur in verhältnis
mäßig wenigen Fällen genaue Buchführungsunterlagen, 
die erst eine vollgültige Aussage über die Ertragslage 
der Betriebe zulassen würden, zur Verfügung. Die Aus
wertung der genannten Berichte hat aber ·ergeben, daß 
etwa 25 Prozent aller Eingliederungsbetriebe, abgese
hen von det' Belastung aus den Eingliederungskrediten, 
keine größeren Verbindlichkeiten haben. Im Durch
schnitt betmgen die losen Verbindlichkeiten bei den 
rcs tllchcn 75 Prozent der Eigentumsbetriebe rund 6 200 
DM und bei den Pachtbetrieben rnnd 7 000 DM. In ein
zelnen Fällen ist allerdings eine wesentlich höhere Ver
schuldung festzustellen, nur bei einer geringen Zahl 
in bedenklicher Höhe. Diese Betriebe werden von Sied
lungsbetreuern :;owie den Landwirtschaftsschulen und 
Beratungsstellen besonders eingehend überwacht, um 
die genauen Ursachen zu ermitteln und Hilfsmaßnah
men einzuleiten. Im allgemeinen kann aber, von der 
Verschuldung her gesehen, die wirtschaftliche Situation 
der Vol!erwcrbsiedlcr nicht als ungünstig beurteilt 
werden. Daß bei zahlreichen Betrieben noch erhebliche 
zusätzliche existenzfestigcnde Maßnahmen wie Auf
stockung, Baumaßnahmen - 56 Prozent der untersuch
ten Betriebe - und durch Inventarergänzung - 30 Prozent 
der untersuc.:htcn Betriebe - für notwendig gehalten wer
den, ist selbstverständlich. In zahlreichen Fällen ist eine 
grundlegende Verbe:IBerung auch erst durch eine Flur
bereinigung bzw. beschleunigte Zusammenlegung, zum 
Teil verbunden mit Aussiedlung, möglich. Meistens han
delt es :;ich hierbei nicht um ein spezielles Problem der 
Eingliederungsbetriebe, sondern diese Schwierigkeiten 
ergeben sich aus der leider unbefriedigenden struktu
rellen Situation in den weiten Gebieten unseres Landes. 

Nun zu Ihrer Frage Nr. 2. Nachdem ich Ihnen eine 
Schilderung der wirtschaftlichen Lage der Betriebe ge
geben habe, komme Ich zur Beantwortung. Die wich
tigste Maßnahme ist die weitere intensive Förderung 
und Aufstockung der heute noch zu kleinen Eingliede
rungsbetriebe. Sie hat auch in Zukunft Vorrang vor 
allen anderen existenzfördernden Maßnahmen. Soweit 
die Eingliederungsbetriebe auch in absehbarer Zeit die 
erforderlichen Betriebsgrößen noch nicht erreichen wer
den, liegt das jedenfalls nicht an den fehlenden Fi
nanzierungsmöglichkeiten, sondern einfach an der Un
möglichkeit, Aufstockungsland im Einzelfalle zu b e-

schaffen. Die bisher erzielten Ergebnisse bci Aufstok
kung der Eingliederungsbetriebe rechtfertigen aber die 
optimistische Erwartung, daß wir auch in Zukunft hier 
noch erheblich weiterkommen werden. Auch für an
dere betrieb::;fördernde Maßnahmen, insbesondere für 
den Ausbau der Wirtschafts- und Wohngebäude und 
für Inventarergänzungen werden weiterhin erhebliche 
Mittel bereitgestellt werden. über die Höhe der je 
Eingliederungsbetrieb möglichen Zusatzkredite beste
hen bei der durch Kauf bestehender Botriebe erfolgten 
Eingliederung keine genauen Regelungen, weil die 
Verhältnisse zu unterschiedlich sind. Es bestehen aber 
auch keine Grenzen, die eine Hilfe ausschließen. Bei den 
Neusiedlungsvollerwerbstellen wurden die zusätzli
chen Baukredite bei den älteren Bautypen mit rund 
20 000 DM je Siedlerstelle für Wirtschaftsgebäude fest
gelegt. Auch für Altenteilwohnungen konnten neuer
dings in einem bestimmten Umfange zusätzliche Dar
lehen eingesetzt werden. Die Inventarkrcdithöchst
grenze für Vollerwerbstellen, gleichgültig ob Neu
siedlung, Kauf oder Pacht, wurden in den letzten Jah
ren laufend erhöht. Sie beträgt zur Zeit nach einem Er
laß vom 30. Mai 1965, also aus allerjüngste1· Zeit, 
50 000 DM. Die nach den Richtlinien vorgesehenen 
Mittel reichen aus, um den Bedarf zu decken. Es beste
hen seit Ende vorigen Jahres auch zusätzliche Mög
lichkeiten für die Nachfinanzierung von Eingliederungs
betrieben auf Grund neuer Richtlinien des Bundes
landwirtschaftsministeriums vom 21. November 1961. 
Hiernach können zusätzliche Darlehen aus Bundesmit
teln und gegebenenfalls auch Beihilfen zur Existenz
festigung, insbesondere auch zur Anpassung an die 
Erfordernisse des europäischen Marktes, eingesetzt wer
den. Leider können die Eingliederungsbetriebe nicht in 
gleicher Weise wie die einheimischen Betriebe im Rah
men der vielfältigen Maßnahmen nach dem Grünen 
Plan, der Zinsverbilligungsaktion u. a. , gefördert wer
den, weil sich vor allem beim Einsatz von zinsverbil
ligten Kapitalmarktmitteln durch die aus der Einglie
derung sich ergebenden Vorlasten gewisse Schwierig
keiten ergeben. In diesem Falle müssen öffentliche 
Mittel helfen. Insgesamt ist jedenfalls festzustellen, 
daß von den Richtlinien her gesehen ausreichende Mög
lichkeiten für die nachträgliche Förderung von Ein
gliederung::;betrieben vorhanden sind. 

Leider ist aber nicht zu übersehen, daß das für diese 
Maßnahmen meiner Landeskulturverwaltung jeweils 
jährlich zugeteilte Kontingent an Bundes- und Lan
desmitteln und aus Mitteln des Ausgleichsfonds be
grenzt ist. Sie steht vor der Notwendigkeit, einerseits 
laufend zusätzliche Hilfen für bereits vorhandene Ein
gliederungsbetriebe bereitzustellen, andererseits aber 
auch zwecks Erfüllung des Eingliederungsprogramms 
des Bundes und des Landes die Eingliederung weiterer 
Familien, insbesondere auf landwirtschaftliche Ncben
erwerbstellen, weiter fort:i:uführen. Deshalb kann 
auch in Zukunft nur ein bestimmter Teil der zur Ver
fügung stehenden Mittel zur NachCinanzierung von 
älteren Eingliederungsverfahren cinge~etzt werden. Ich 
bin aber durchaus der Auffassung, daß das in der Ver
gangenheit, zum mindesten in den letzten Jahren, in 
ausreichendem Maße geschehen ist und in Zukunft 
geschehen wird. Die Förderung der Eingliederungsbe
triebe aber ist nicht nur eine Frage der Bereitstellung 
entsprechender Mittel, sondern es sind auch hier be
sondere Maßnahmen auf dem Gebiete der Wirtschafts
beratung erforderlich. In unserem Land s ind fünf 
Siedlerbetreuer für die Eingliederungsbetriebe tätig. 
Wir werden auch weiter bemüht sein, in den Einglie
derungsbetrieben in noch stärkerem Umfange als bis
her eine landwirtschaftliche Buchführung mit Anschluß 
an eine Buchführungsstelle einzurichten . 
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AbschließC'nd möchte ich fest.<.;tellen. daß ich davon 
übC'r7.i!U!lt bin, daß der weitaus größte Teil der Ein
gliederungsbetriel>e unlt-r Berücksichtigung der bereits 
durchgeführten zusätzlichen Hilfsmaßnahmen und der 
noch in Zukunft laufi:>nd vorgesehenen Hilfe in der 
Lage sein wird, auch im Rahmen des verschärften 
Wettbewe1·bt1 innerhalb des Europäischen Marktes sich 
zu bC'haupten. 

Id1 verlnrne hier ganz wesentlich auf die Tüchtigkeit 
det' eingegliederten Bauernfamilien. Diese FamiHen 
haben J?;er.eigt, daß sie unter sehr widrigen Umständen 
mit begren?.t.en Hilfen des Staates ihre Betriebe auf
bauen konnten. und sie werden auch in Zukunft bei 
<kn jetzt wesentlich bP-s"eren Förderungsmöglichkeiten 
ihre Betriebe weiter auöbauen und festigen können. 

~Reifall im Haus.e.) 

Präslde11t Van Volxem : 

Das Wort h11t Herr Abgeordneter Dr. Haas (SPD). 

Abg. Dr. Haas: 

Ich woll te nur zwei Fragen an den Herrn Minister 
stellen; ich darf das hier vom Platze aus tun. 

Herr Minister, sind Sie der Auffassung - das klang in 
Ihren Schlußworten an -, daß es nicht dazu kommen 
wird. dat3 solche Flüchtlingsbetriebe von den den:ei
tigen Inhabern verlassen werden, weil sie sich einfach 
nidJt halten könn~n? 

Und die zweite Frage: Sie erwähnten, daß Ihrer Lan
deskulturabt.e ilung im vergangenen Jahr nicht genug 
Mittel zur Verfügung gestanden hätten. Um welche 
Größenordnung handelt es sieh dabei? 

Landwirtschaftsm.inist.er Stübinger: 

Herr Dr. Haas. ich habe, glaube ich, in meinen Aus
führungtm schon gesagt, daß na türlich ein großer Teil 
de1· er;.l.ani;:esiedelten Flüchtlinge seine Höfe wieder 
verla!'sen hi'lt.. Ich gehe aber je tzt aus von <iem Bestand. 
d(•n wlr im Aug1:mblick haben. Und hi.er glaube ich 
nicht. <laß wir in einem nennenswerten Ausmaß damit 
zu l'lt~chn en haben, daß diese Leute die von ihnen nun 
tC'ilwci.se schon mehr a ls zehn Jahi:-e ·bewirtschafteten 
Betriebe verlassen v.~erden. Das ist Punkt 1. 

Der Punkt 2: Ich sehe mictJ. außerstande, Ihnen im jet
zigen Augenblick einen konkreten Betrag zu nennen. 
Aber ich bin gern bereit, im Rahmen der Beratungen 
dP.s Haus.halt.es 

(Abg. Dr. Haas: Bei den Beratungen im Agrar
politischen Ausschuß!) 

- oder des Agrarpolitischen Ausschusses - die Dinge zu 
bdurndeln. 

Präsident Van Volxem: 

Kt>ine weit.P.ren Wortmeldungen. Ich rufe auf Punkt 11 
der Tagesordnung: 

Mitteilung des Präsidenten des f,andt.ages betref
fend über- und außerplanmäßige Haushalt>iaus
pben im l. VierteUabr des RedurnngsJahres 1965 

- Dn.icksache II/436 -

Diese Vorlage soll dem Haushalts- und Finanzausschuß 
überwiesen werden. - Sie sind damit t:!inverstanden. 

Punkt 12 der Tagesordnung : 

Antrag der Fraktion der SPD bt'treffend teil
zeitbeschäftlgte Lehrpersonen 

- Drucksache 11'431 -

Der Antrag wird begründet durch Herrn Abgeordneten 
Kuhn (SPD). 

Abg. Kuhn: 

Herr Prä~ident! Meine Damen und Herren! In aller 
Kürze: Es handelt sich um Lehrpet•s1men, die nicht 
d~ volle Unterrich1Bzeit in der Woche z.u le is ten 
haben. Wir haben diese Kategorie von Lehrpersonen 
bereits besonders stark im Bereich der li~rnrsbildendcn 
Schulen. Um Ihnen da die Zahlen zu sagen: Bei 1 .200 
hauptamtlichen Lehrkräften an Berufsschulen haben 
wir 1 600 nebenamtliche und nebcnbE•rufliche Lehr
kräfte. Das b„cleutet also, daß wir diesen Lehrper.sonen 
unsere besondere Aufmerksamkeit zuwenden müssen; 
denn sie sind absolut notwendig, um den Betrieb vieler 
SCfi.ul~~· a'Li!reclitzuerhalten. 

"" 11 '" ~ · 1:1. r•1ip1t'•lu•1•1'" ,1 : '• , • • , ; 

b1eselbe K;ategorie von Lehrpersonen haben wir euch 
i>chon bei den aJlg.emeinbildenden Schulen. Und neuer
dings ~ersuchen wir, die ehemaligen Lehrerinnen, die 
, ~~'~M.~i'.i'. :. u*.q' · ~ütter . geworden sind, wieder zu 
reaktivieren . Diese Aufgabe ist außerordentlich schwie
rig; denn "die "13ed:ingungen, die man d Lcsen ehemaligen 
Lehrerinnen stellt, damit sie wieder in der Schule ar
beiten, sind keineswegs so, daß sie ihnen akzeptabel 
erscheinen. Nur eine Zahl: Einer Lehrerin, die 14 Stun
den ·fo" der Woche wieder arbeiten wollte, bot man 

d.at~~ · !~~~.~„ 'P..~ ~n. 
\· . ... „, ' •11' Meine· 'Dämen l,l.nd Herren, das kann man nicht ver

treten, lind wir haben daher verlangt, daß das Mini
sterium einmal eine Uberprüfung dieser Teilzeitbe
schäfti.gterwerhältnisse vornimmt und dem Kulturpoli
tischen Ausschuß Richtlinien vorlegt, wi,e wir diesen 
t eilzeitbeschäftigten, also nicht vollbeschäftigten Lehr
p ersonen in unseren Schulen eine Möglichkeit der posi
tiven Mitarbeit gewährleisten können. 

kh biiie, den Antrag anzunehmen und dem Kultur
politischen Ausschuß zu üb~rwcisen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Wortmeldungen daz.u liegen n icht vor. kh lasse über 
~ A.ll,~ Drucksache II/431 abstimmen. Wer seine 
Zustimmung ·geben \Vill, möge das Handzeichen geben. 
- Dank~! -. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Ein-
st!,~ ~~,Eµ,\Pi;nmen! · 
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(Präsident van Volxem) 

Punkt 14 der Tagesordnung: 

zweite und Di-itte Beratung eines Zweiten Lan
desgesetzes zui- ßci-einlgung des Rechts im Lande 
Rheinland-Pfalz(Rechtisbereinigungsgesetz - Pfalz) 

- Drucksachen IL'304/444 -

Die Bl'.'richt~"rstattung für den Rechtsausschuß erfolgt 
durch Herrn Abgeordneten Wallauer. 

Abg. Wallauer: 

Hc•tT Pt·äsident! Meine Damen und Herren! Das Zweite 
Rccl1tsbereinigungsgesetz, das Ihnen zur Beschlußfas
sung vorliegt, hat weder eine wirkliche noch eine 
angebliche Beziehung zur Bundestagswahl. Trotzdem 
sollte es nicht ganz ihrem Interesse entgehen. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Denn es zeugt - das darf ich auch als Berichterstatter 
sagen - von dem gewissenhaften und gründlichen Be
mühen der Landesregierung, in diesem Falle des Ju
stizministeriums, für die Rechtsanwendung die durch 
das G<:>strüpp der vielen in den letzten 150 Jahren erlas
senen Vorschriften entstandenen Hindernisse aus dem 
Wege zu räumen, dergestalt, daß diese Vorschriften -
abgesehen von denen, die bereits Gegenstand des 
Ersten Rechb;bercinigungsgesetzes vor vier Jahren 
waren - daraufhin durchforstet wurden, ob sie noch 
praktische Bedeutung haben und in diesem Falle in 
e.inPr nN1<:>n Sammhrng !)lib!iziert werden sollen, 

Ich habe vor vier Jahren über das Erste Rechtsberei
nigungsgesetz Bericht erstattet. Ich könnte mich heute 
uhne weiteres auf diese Berichterstattung beziehen. 
Der Unterschied besteht darin, daß wir es heule nicht 
mit VC)rschriftcn zu tun haben, die im ganzen Lande 
galten, sondern heule handelt es sich nur, wie der 
Untertitel des Gesetzes schon andeutet, um die Pfalz; 
das Rechtsbereinigungsgesetz „Pfalz" steht zm· Debatte. 
Es gehl dabei um diejenigen Rechtsvorschriften im 
engeren Sinne, die in der Zeit von 1814 bis 1945, also 
im Laufe von 130 Jahren, für die früher bayerische 
Rhcinpfalz von Bayern, in den ersten zwei Jahren 
auch nodi von den Österreichern, erlassen worden sind. 

Es war verständlicherweise auch für den Rechtsaus
schuß weder möglich noch notwendig, sich mit dieser 
Materie im einzelnen zu befassen und die Arbeit des 
Justizministeriums nachzuprüfen; es konnte sich höch
stens um Stichproben handeln. Der Beschluß des 
Rcchlsi;ius~chusscs ist in dem Sinne ein rein formeller. 

Trot~.dem möchte ich an einem Beispiel, aber auch 
nur andeutungsweise, zeigen, worum es hier überhaupt 
ging und was für eine Arbeit geleistet worden ist. 
Nehmen Sie etwa auf Seite 1680 der Drucksache 
II '304 die Ziffer 9, die das bayerische Ausführungs
gesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz von 1879 zum 
Gegenstand hat. Das war eines unserer großen Justiz
gesetze im vergangenen Jahrhundert, zu dem alle da
maligen Bundesstaaten Ausführungsvorschriften erlas
sen haben. Hier unter Ziffer 9 werden alle nicht mehi· 
anzuwendenden Bestimmungen des Gesetzes im ein
zelnen bezeichnet. Sie finden dann einige Seiten wei
ter, auf Seite 1696, ebenfalls unter der Ziffer 9, links 
unten, und a uf den nächsten beiden Seiten in der 

Paragraphenfolge des Gesetzes die Begründung für 
jede Einzelbestimmung, ob sie gegenstandslos gewor
den ist oder ob und aus welchem anderen Grunde sie 
heute nicht mehr anwendbar erscheint Sie können 
daraus ersehen, welch gründliche und gewissen
hafte Arbeit geleistet worden ist. Sie hat den Erfolg, 
daß in Zukunft sowohl Justiz wie auch Verwaltung 
der Prüfung enthoben sind, ob und welche Vorschrif
ten aus der bayerischen Zeit heute noch anwendbar 
sind; denn der Effekt dieses Gesetzes ist der, daß alle 
die Vorschriften, die jetzt in die Anlage zu dem Ge
setzentwurf aufgenommen worden sind, heute noch als 
anwendbar betrachtet werden. Ob sie wirklich noch 
gültig sind, ob unter Umständen eine vielleicht nicht 
ohne weiteres ersichtliche Verfassungswidrigkeit vor
handen ist; das kann im Einzelfall zweifelhaft sein und 
müßte unter Umständen vom Verfassungsgericht~hof 

festgestellt werden. 

Aber wenn Sie bedenken, daß aus der ganzen Zeit von 
1814 bis 1945 insgesamt nur noch 106 bayerische 
Rechtsvorschriften als anwendbar übriggeblieben sind, 
während die nach dem Ersten Rechtsbereinigungs
gesetz aus der Zeit von 1945 bis 1961 verbliebenen 
landesrechtlichen Vorschriften insgesamt noch 670 Ge
setze und Verordnungen umfaßten, dann sehen Sie, 
daß hier eine wirkliche Entrümpelung vollzogen wurde, 
die also bi::ihcr allein die Pfalz betrifft; sie steht noch 
aus für den rheinhessischen Rechtsbereich und füt· den 
früher preußischen Rechtsbereich, das heißt, füt· die 
nördlichen Landesteile. Aber auch diese Rechtsbereini
gung ist in Arbeit, und sie wird in einiger Zeit eben
falls dem Landtag vorliegen. 

Ich darf entsprechend dem Beschluß des Rechtsaus
schusses die Voriage Drucksache n.·304 und den Ände
rungsantrag Drucksache II 444 wr Annahme emp
fehlen. Der Änderungsantrag enthält lediglich El'gUn
zungen und neuere Feststellungen des Justizministe
riums, wonach weitere Redltsvorschri!ten inzwischen 
ausgeschieden werden konnten. 

(Beifall bei den Regierungsr>arteien.) 

Präsident Van VoJxem: 

kh danke dem Herrn Berichterstatter. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich lasse abstimmen in zweiter Bera
tung zunächst über den Änderungsantrag Drucksache 
II/444. Wer seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Danke! Gegenprobe ! -
Stimmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

kh rufe auf - unter Berücksichtigung der soeben be
schlossenen Änderung - die Drucksache IL304, die Pa
ragraphen 1 bis 6 nebst Anlage. Wer in zweiter Bera
tung seine Zus timmung geben will, möge d as Hand
zeichen geben. - Danket Gegenprobe! - Stimmenthal
tungl - Einstimmig angenommen! 

Wir kommen zur dritten Beratung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich lasse in dritter Beratung abs tim
men über die Drucksache IL'304 in der Fassung der 
zweiten Lesung. Ich 1·ufo auf die Paragraphen 1 bis 6 
und Anlage. Wer seine Zustimmung geben will, möge 
sich vom Platz erheben. - Danke! Ge genprobe! -
Stimmenthaltung! - Ich s telle die einstimmige An
nahme fes t. 
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(Pras1<:1ent Van Volxem) 

Ich rufe auf Punkt 15 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
über die Versorgung der Rechlsanwiilte 

(Rechtsanwaltsliersorgungsgesetz - LRVG) 

- Drucksache II/427 -

Die Berichterstattung für den Reclltsausschuß erfolgt 
dui·ch den Herrn Abgeordneten Munzinger. 

Herr Pt·fo;ident, meine Damen und Herren! Angesichts 
der Erfahrungen, die die freien Berufe naclJ. den bei
dt~n Weltkri~en im Hinblick auf den jeweils eingetre
tenen Vermögensverfall gemacht haben. ist es seit lan
M•:m ..,j11 Anliegen der Rechtsanwaltsclrnft irn Bundes
gebiet, einP Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenen
v..,.rsorgung rechtlich geordnet zu sehen. Zwci Vcrsucl.l.e. 
das auf Bundesebene zu erreichen, da der Bund selbst 
im Wege der konkurrierenden Gesetzgebung zuständig 
ist. sind fehlgeschlagen. 

Es ist <lc~ha lh zu hegriißen. daß uns die Landesregie-
1·ung - nat'h folgend dem Saarland - einen Gesetzent
Wlll'f vo1·!C'gte. Dieser Entwurf ist nach seiner Verwei
~ung an den R~hlsausschuß am 28. Juni dort beraten 
wot·tlen. Änderungen liegen Ihnen in dem Änderungs
antrag Drucksache II.'443 vor. Sie betreffen in der 
MPhrheit le<iiglich redaktfonelle Verbesserungen und 
enthalten allenfalls im § 10 eine materiell-rechtliche 
Änderung;. 

Das Land hat also die Initiative er:e;riffen. insbeson
dere ~uch g(?fordert und gefördert von den beiden ..,d4.4"'1-

waHskammPrn unseres Landes sowie auch von dem 
Hohen Haul'e selbst. Die Grundsätze dieser Gesetzes
v01rlR.e'.<' l;,•;;l<"hen darin, daß zunächst die Solidarhaf
tung gewünscht wird, das heißt. die Anwaltscli.a!t 
knm1nt .'leibst für die Vermögensmasse auf. die not
wendig ist, i1m eine Notversorg;ung - das möchte ich 
hie!' unlerstrekhen - sicherzustellen. Es handelt sich 
in beiden Kammern um eine Zahl von rund 500 An
wältf'-n. die dafür in Frage kommen, bei einer Gesamt
zulassungszahl von rund 600. Denn die Pflicht, solida
ri sch einzutreten, betrif!t. nicht jene Anwälte, die - im
mer nad'1 dem GesetzE'ntww:f - a nderweitig bereits 
eine gesetzlich gesicherte Altersversorgung haben. Die 
Zahl di<>ser Anwälte wird mit rund 100 im Rahmen 
fü~r Ge~<Jmtzahl angenommen. 

Es handelt sich dabei um eine Mindestversorgung, dit 
nach wie vor die Vermögensbildung als Vorsorge für 
die Existenzsicherung auch im gesellschaftlich gebote
m•1i und erwarteten Rahmen erforderlich macht. 

De!' Rechtsan!'lscliuß hat bei seiner Beratung nicht ver
k<11mt .. daa der Rechtsanwaltsstand eine bes{)ndore Auf
i;(etbl· im Rahmen unset-es Rechtsstaates hat. und daß er 
;weh ein gesellschaftliches Ansehen braucht. damlt er 
~<'inPr A1l lg~1b'i' gerecht wird. Andererseits braucht er 
aber auch eine Unabhängigkeit und Freiheit, um seine 
Po:-it.ion im gesellschaftlichen und im sozialen Leben 
u11::;eres Staates voll erfüllen zu können. 

Di(• Fülle aber - und die sind dem Praktiker nicht un
bt~kannt -. in denen Anwälte und ihre Angehörigen -
infolge des Verfalls der Vermögen - nicht einmal die 
MindestversQrgung hatten, trugen nicht unwesentlich 
dazu bei. das Ansehen dieses Stanqes in der Öffent
lichkeit zu gefährden. 

Die Mindestbeiträge, die nach dem Gesetz künftig von 
den Anwälten selbst erhoben werden, betragen jährlich 
720 DM, das heißt 60 DM monatlich. Aus diesen Be
trägen wird eine Mindestvt'rsorgung von 3 600 DM 
jährlich - 300 DM mnmitlich - möglich. An dieser Min
destversorgung soll im Hinterbliebenenfalle die Witwe 
mit 60 Prozent, die Vollwaise mit 20 Prozent und die 
Waise mit 12 Prozent teilnehmen. Diese Grundrente 
ist aber ausbaufähig über Steigerungsbeiträge, die von 
einem Bemessungssatz von 24 000 DM jährlich aus be
rochnet werden. 

In dem Gesetz finden Sie ferner - es ist notwendig, das 
auch auszuführen -, daß eine beitragspflichtige .Min
destzugehörigkeit zur Anwaltschaft von fünf Jahren 
erforderlich ist, um in den Genuß einer solchen Ver
sorgungsrente zu gelangen, und daß im übrigen die 
Altersrente und die Invalidenrente nicht kumulieren, 
sondern in dem Falle der Erreichung des 70. ~bens
jahres die Invalidenrente automatisch überführt wird 
in die Altersrente und die Altersrente erst nach Voll
endung des 70. Lebcnsjahi-es möglich wird unter der 
Voraussetzung, daß die Zulassung zur Anwaltschaft er
loschen ist. Es bleibt also dem Anwalt unbenommen, 
über diese Zelt hinaus noch als Anwalt tätig zu sein, 
dann aber nicht automatisch in den Geluß einer Al
tersversorgung in der genannten Höhe zu kommen. 

Das Gesetz selbst formuliert zm· Frage der rechtlichen 
Ordnung ein Sondervermögen nach § 719 des Bürger
lichen Gesetzbuches und stattet dieses Sondervermögen 
zusätzlich mit einer eingeschränkten Rechtsfähigkeit 
aus; es kann also geklagt und verklagt werden. Die 
On~ane - dieses Vermögen soll bei der Anwaltskammer 
in Koblenz verwaltet werden - sind einmal die Mit
gliederversanunlung, als das statuierende Org<m in 
allen wesentlichen Dirn.ren. und im übrigen der Pen·-
sionsausschuß als Exekuti;organ. -

Wir haben uns im Reclitsausschuß ferner noch der 
Frage zugewendet, wie es mit der Versorgung unehe
licher Kinder aussehen solite,' soweit ein R e chtsanwalt 
als Erzeuger in Frage kommt.. Mit Rücksicht au! die 
familienrechtlichen Bindungen, wie sie noch im Bür
gerlichen Gesetld:iudi geregelt sind, ist eine Sonder
b<:haudlung im Rahmen dieses Gesetzes nicht möglich. 
Anders sieht es aus bei einem unehelichen Kind einer 
Rechtsanwältin. - Die Kollegen lächeln zum Teilt 
Rechtsanwälte sind auch insoweit Menschen. 

(Heiterkeit im Hause.) 

ld1 gl,aube. da;l gilt für All~ übrigen B<!'l'llfssp3.rten, 
auch soweit :sie hier in diesem Hanse vertreten sind, 
und zwar als Berufssparten, nicht als Mitglieder des 
Hauses. 

(Heit.Nkeit. - Abg, Dr. Kohl : Das hat jedermann 
unterstellt, daß es Men.'>dien sind !J 

Meine Damen und Herren! DHs i;;t in Kürze der 
wi>sentlkhe Inhalf dit>~es Gef'P1;-:t;>s . Wir l'ind an Hich 
froh, daß auf diel'-l'm Weg b<>gnnnt>n wirr'l, -Ruch die 
freien Berufe ~egcn Notfälle abzusichern. Ic:h glaube -
das darf ich anschließend an diese Berkhter:-tattung 
sagen - , daß es gesellschaft~pol iti1<ch durch am wün
schenswert 'i'rscheint , daß di€'SE'T fi<'hritt noch Schritte 
anderer freiberuflicher Organisationen aw;löst. !J.f'r 
Rcchtsaus;;chuß empfiehlt Ihnen die Annahme der Re
gierungsvorlage unter Berücksichtigung <les Ände
rungsantrages Drucksache II/443. 

kh ~prnd1 vorhin schon davon, daß im § 10 eine mate
rielle Änderung gegenüber dem urspri.inglichen Gesetz-
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cntwur! enthalten is t; und zwar vermochte der Aus
schuß nicht einzusehen, weshalb dieses Versorgungs
werk sich n icht audl init anderen Werken außerhalb 
unscrE's Landes im Interesse der Verbreiterung der 
finanziellen Möglichkeiten und auch zur Vereinfachung 
dl!r Organisation zusammenschließen sollte, Calls s ich 
duzu die Möglichkeit bietet. Der Ausschuß entsprach 
damit insbesondere auch einem Wunsch€ der Anwalt
schaft, die er im Anschluß an die Beratungen noch in 
dcl' Person des Herrn Justizrats Dr. Heim aus Trier 
w dm:Plncn Fragen, die einer besonderen Klärung be
durften, gchürt ha t. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Van Volxem: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich lasse abstimmen über den Ände
rungsantrag des Rechtsaussdmsses Drucksache II!443. 
Wer zus timmen will, den bitte ich um das Hand
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltung ! - Ein
stimmig angenommen! 

Ich rufo auf unter Berücksichtigung der soeben be
schlossoncn Änderung die Drucksache II/427 - Entwurf 
eines Landesgesetzes über die Versorgung der Rechts
anwälte -, die §§ l bis 17, Einleitung und 'Oberschrift. 
Wer dieser Vorlage in zweiter Be~atung zustimmen 
will, d en bltte ich um d a s Handzeichen. - Die Gegen
probe!! - Stimmenthaltung! - Einstimmig angenommen! 

Ich Lasse nunmehr in dritter Beratung abstimmen und 
ru.fe wiederum auf die §§ 1 bis 17, Einleitung und 
Überschrift. Wer in dritter Beratung der Vorlage 
Drucksache ll/427 in der Fassung nach der zwei ten 
L(':sung zus timmen will, den bitte. ich, sich vom Platze 
zu crh~bcn. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! -
Einstimmig angenommen! 

kh 1·uk au! Punkt 16 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines zweiten Landesgesetzes zur 
X.nderung des Personalvertretungsgesetzes fiir 

Rheinland-Pfalz 

- Drucksache II/442 -

Die Vorlage wird nicht begründet. Ich eröffne die Be
sprechung. Wortmeld ungen liegen nicht vor. Es wird 
vorgeschlagen, diese Vorlage dem Sozialpolitischen 
Ausschuß zu überweisen. - Sie sind damit einvers~n
den. 

Punkt l'1 der Tagesordnung: 

Antrag der Fraktion der CDU betr. körperlich 
und geistig behinderte Kinder 

- Drucksache IL'441 -

Zur Begründung hat das Wort Frau Abgeordnete Her-
mans-Hillesheim (CDU). · 

Abg. Hermans-llillesheim: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Deutsch
lund war das Land, das sich nach dem ersten Welt
kl'ieg t rotz der großen Notzeit durch eine gute Sozial-

und Jugendgesetzgebung auszeichnete. Diese Gesetze 
brachten umwälzende Neuerungen und waren bahn
brechend. Sie woUten den Menschen in Not, vor allen 
Dingen aber auch den Kindern in Not, einen neuen 
Platz in der Gesellschaft· einräumen. Gertrud Bäumer 
erklärte 1927 auf einer Tagung in Berlin: Der crsh! 
Satz des Jugendwohlfahrtsgesetzes ist dc-r Programm
satz für die gesamte Arbeit eines Kulturvolkes für 
seine Jugend. - Sie forderte bei gleicher Gelegenheit, 
gerade dem geistig und körperlich behit1derlen Kinde 
jede mögliche Chance der Bildung zu geben. In dieser 
Zeit waren bei den Gemeinden und bei den Wohl
fahrtsverbänden die besten Ansätze, diesen Menschen 
zu helfen. Sie wurden aber 1933 jä h unterbrod1en, als 
in den dunkelsten Stunden unseres Volkes man in 
maßloser Verblendung jene Menschen als Ballast e mp
fand und vielen von ihnen das Rccl1t auf Leben ab
spra ch. Jene Auswirkungen ma chen sich heute manch
mal noch dann bemerkbar, wenn die Eltern ihre Kin
der der Öffentlichkeit nicht zeigen wollen und sie ver
stecken. 

.Nach dem zweiten Weltkrieg - das war verständlich -
mußten zunächst andere Notstände bewältigt werden. 
So kam d iese Gruppe von Menschen und Kindern zu 
kurz. Jetzt sind die gesetzlichen Voraussetzungen da, 
zum Beispiel das Bundessozialhilfegesetz mit seiner 
Eingliederungshilfe. Bei unserem Besuch in Holland 
hat man uns erklärt: Wir haben dieses Gesetz fast ab
geschrieben. - Dort praktiziert man insbesondere die 
Ei..ngliederungshil f e. 

Nun gilt es bei uns, Versäumtes nachzuholen. Wir 
wissen , daß es in Rheinla nd-Pfalz mindestens 60 000 
solcher Kinder gibt. Das ist eine große Zahl. Aber 
wie viele wissen davon, wenn sie nicht selbs t in ihrer 
Familie oder in ihrer näheren Umgebung von einem 
solchen schweren Schicksalsschlag betroffen s ind? Wie
viel wissen auch von dem Leid der Ell~l'n, wenn es 
eben zur unausweichlichen Tatsache wird, daß ihr Kind 
nicht wie andere Kinder ist? Der Landtag hat sich in 
den letzten 1' /i Jahren in v ielen Aussprachen über 
Große Anfragen und Anträge der Fraktionen mit Einzel
problemen beschäftigt. Er hat den Willen bekundet, 
diesen Gruppen von Kindern und Jugendlichen zu hel
fen. Die Aufnahme des geistig behinderten K indes in 
unser Volksschulgesetz war ein entscheidender Schritt 
der Hilfe. Sonst aber - und das zeigte a u<:h gerade die 
letzte Debatte, trotz allen guten Willens von seiten 
der Landesregierung und des Landtags - herrschten 
noch Unklarheiten über Zuständigkeiten. Sie zeigt aber 
vor allen Dingen, daß noch Lange Zeit vergeh en wird, 
bis endlich e ine entscheidende und endgültige Lösung 
gefunden ist. 

Deshalb unser Antrag, der eine sofortige Hil!c vor
sieht. Wir haben unsere genauen Vorstellungen über 
diese Hilfen. Es würde jetzt zu weit führen, im ein
zelnen da ra uf einzugeben. Wir werden sie in den 
Ausschüssen vorlegen. Es muß sdlncllstens gehandelt 
werden. J edes Jahr, ja ich möchte sagen, jeder Monat, 
der verlorengeht, kann nicht mehr aufgeholt we!'den. 
Wir wissen heute, daß die ersten Lebensjahre ent.;;chei
dend für d ie Entwicklung schon eines gesunden Kindes 
sind und wie die Eindrücke in dieser Zeit die Entwick
lung der Persönlichkeit in den späteren Jahren be
einflussen. Wieviel mehr ist es dann aber erst not
wendig, bei dem kranken Kinde diese en tscheidenden 
ersten Lebensjahre zu nutzen und nicht nutzlos vor
übergehen zu lassen. 

So haben Untersuchungen zum Beispiel ergeben, daß 
vom dritten Lebensjahr an di·e Fähigkeit bereits wie-
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der abnimmt, durch Nachahmung Laute zu bilden. 
W;·nn man die Bf'<\Putung der Sprache für den 
MensC'hPn erkennt. dann weiß man. daß dieses Versäum
ni.' ni„ wieder nachzuholen bt. So gehört die 1"rüh
llt->h<1nctl ung zur Grundvoraussetzung jeder heilpädago
gi~cher1 Arbeit. Deshiollb möge auch die Landesregie
t'ltng prüfen, ob eine gesetzliche Regelung der ~'rüh
erfas::1u11,l( dieser Kinder möglich ist. Sofort aber muß 
<•in ... int„nsive Aufklärung der Bevölkerung über die 
Notwendigkeit der Erfassung dieser Kinder erfolgen. 
AbPr w<is nutzt uns die Früherfassung, so möchte icll 
!;ägt>n, wenn wir so wenig Möglichkeiten der Behand
lung h<1b~~n. 

Es 1nüs~en die notwendigen Krä!te angestellt we·rden, 
es müs~n entsprechende Kräfte ausgebildet werden. 
E:i ist t>in ":!rfreuliches Zeichen in einer Zeit starken 
m::.terialisüs~hen Denkens, daß sich gerade für diese 
Berufszweige noch genügend Kräfte zur Verfügung 
~teilen. kh überlasse es auch Ihrem Urteil, ob es 
hingenommPn werden kann, daß Eltern von sprach
und h<irge;-;chädigten Kindern oft mehr als ein 
halbes .fahr warten müssen. bis ihr Kind behan
d..,lt werd<'n kann. Und wer sich einmal - das 
wut„l<> Ruch in der letzten Sitzung angesprochen - die 
MÜh!' nrncln. die Hör- und Sprac:habteilung der Uni
VPrl'itÄHl\linik1>n zu bc·suchi:.n, der kann mit der Unter
hrin~un~ der dort zu behandelnden Kinder nicht ein
Vt>rst<ind~·n sein. Das gleiche gilt für die Spastiker und 
fü1· die contf'rgangesdlädigten Kinder. Es kann hier 
nicht mehr gewartet werden, bis in einigen Jahren, wie 
('S angekündigt ist, die geplanten Einrichtungen fertig 
\\'(·rdc•tl. 7.ur 7.t'it knnn('n nur 10 Prozent der gemelde
ten und erfaßten Kinder b1:h<mdelt werden. Eine Über
prüfun~ muß vorgenommen werden. Wir sollten auch 
fruh daruber s ein, daß wir in unserem Lande hervor
rng<.>nde Kräfte haben und sollten ihnen die Mögllch
k<' i1 de~ po~itiven \'Virkens einräumen. 

Ich möchte dem Bericht, der noch von der Frau Kollegin 
Kölsd1 ülwr die Rei:;;e nach Holland erstattet wird, nicht 
v"rg 1·t>if~n . Abe1· wir haben einiges dort gelernt. Dort 
h~t man nidü mit dem Neubau gewartet, sondern man 
hat. zugegriffen. auch wenn die Häuser nicht einmal 
sr>hr mo<lf'rn waren. Und noch etwas hat uns Holland 
11,ezvig t mit einer großzügigen Eingliederung dieser Men
sdi<'n in den Arbeitspr•>zeß, wie sehr diesen Menschen 
dut'(•h rli.P Arlwit.~therapie geholfen wird und wie hun
rlert fad1 sid1 <lieio;es Wirken auch finanziell bezahlt 
m;.,dH 

Unser Antrag - ich habe es eben schon gesagt -
will bf'zwecken, daß in allemäch~ter Zeit alle nur mög
lichf'n Hi lf('n ergriffen werden. In einer Entschließung 
dio!S S<'hulausschusses der Ständigen Konferenz der Kul
t.u:;tuini st.Pl' heißt es: 

Das deutst:he Volk hat gegenüber den Menschen, die 
dun:h Leiden oder Gebrechen benachteiligt sind, eine 
geschichtliche Schuld abzutragen. Sie dürfen nicht 
;1Js weniger wertvoll l>dnu.:htet und behandelt wer
den. Das deut~drn Volk muß die Aufgabe wieder 
Prn~t. ri.~hmen, allen Kindern und Jugendlichen, die 
die allgemeinen Schulen mit Erfolg nicht besuchen 
l;.ü1uwn, den Weg zu einem sinnerfüllten Leben zu 
i:.~_· rt-"'i ten. 

Wir hit.t.l"n Sie, unserem Antral'( zuzustimmen und ihn 
d Pm Sozialpolitischen, dem Kullurpoliiischen und dem 
Haushalts- und Finanz-Ausschuß zu überwe isen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident. Van Volxem: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Kölsch (SPD). 

Abg. Kölsch: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Lee1·e 
hier uuf den Hcgierungsbänken, das völlige Fehlen wirk
licher Vertretung aus dem SozialministNillm - -

(Zuruf bei der CDU: Sie haben Herrn Dr. Meiborg 
übersehen!) 

- Entschuldigung, er war senner rncnt iolnwe~ud; ich 
habe ihn nicht von meinem Platz!' aus bem~rkt! 

(Abg. Thorwirth: Er saß zu weit hinten]) 

Ich freue mich, daß wenigstens Herr Dr. Meiborg zu uns 
gekommen ist, um einmal die Sorgen des Parlamentes 
anzuhören. 

(Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: Auch <lcr 
Sozialminister ist anwe:<t:'nd !) 

- Das ist sehr erfreulich! kh hcibe mich fallt in meinem 
V~rdacht bestätigt gefühlt, d11ß diese Drucksache II/441 
so ein bißchen als Mißtrauensvotum der Regierungs
partei gegenüber der Lnndesre~ierung aufzufa~;;en sein 
könnte. Ich lasse mich gerne eines andere-n b('1ehren. 
Denn die hier aufgeworfenen Probleme werden ja seit 
Monaten und Jahren im Plenum lwi den Haushaltsbe
ratungen, anläßlich Großer und Kleiner Anfragen sowie 
in viP-len persönlichen Gesprächen immer und immer 
w if:'der br1h;:1.ndeit. Es ~rird gerade ~ch·- ~n ?Atnl Ärgernisr 
wenn m;:in ~kh Rufrafft und eine Kleine Anfrage stellt 
und b~kommt Immer wieder hinhaltende Antworten: 
die Regierung ist bemüht usw. IJnrl """ k"1nn eine m so
gar passieren, wie mir das letzthin ergangen ist, dal3, 
wenn .Aufgaben des Sozialministeriums ange~pro('hen 
sind, zuständigkeitsgemäß das Kultusministel'ium, weil 
es eine Einrichtung ?er Universität bNrifft, die Ant
wort erteilt und darauf hinweist, daß etwa noch kein 
Antrag des Rektors vorliege, wenn eine Binric:htung der 
Universität erweitert werden soll, die soh:hen Aufgaben 
die~t. Sehen Sie, so kann es gehen. Man fragt s ich: Weiß 
überhaupt in dieser Landesregier:ung die R~hte was 
die Linke tut'? Wir haben das .SozialhHfegesetz. :Seit vier 
Jahren ist es in Kratt. Wir haben das J ugendwohi
fahrtsgp~etz. Und dort ist in großzügigster Art und 
Weise festgelegt, was gemacht werden kann für den 
betroffenen Personenkreis. Es is t ein weiter Spielraum 
vorhanden und. nicht erst seit gestern und heute, son
dern wie erwähnt, schon seit vielen Jahren. Auf Grund 
dJeser Geset.:e hätte man dem betroffenen Krds tat
sächlich helfen können. Man hätte die Möglichkeit ge
habt, initiativ zu wel'den. Andere Länder haben es auch 
getan, vorweg die Stadtstaaten Hamburg, Bremen und 
Berlin. Dort sind Einrichtungen, von denen wir hier 
noch nkht zu träumen wagen. Wir waren in Holland. 
Frau Kollegin Hermans hat es erwähnt.. Dort wird eine 
vmbildliche Arbeit seit vielen Jahren geleistet und, was 
sehr interessant für uns war, zum Teil ohne jegliche 
gesetzliche Grundlage. Dort ist man dabei, unser Sozial
hilfegesetz zum Teil im Wortlaut abzuschreiben. 

(Al.>g. Theisen: Dann sehen Sie mal, wie gut es ist!) 

Das ist doch b~.,;1 .. h1'imend für uns, daß wir es auf dem 
Papier haben und draußen im Auslande wird es pl'ak
tiziert. Dort, wo Mängel vorhanden sind, entschließt 
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man sich anderwärts, auch etwas kurzfristiger zu dis
ponieren. In Dänemark, so habe ich jetzt gelesen, wer
den mit Fertigbauteilen Kindertagesstätten und soziale 
Eint'ichtungen erstellt, damit man sie möglichst schnell 
zur Verfügung hat. Wir haben es vor kurzem auch in 
Köln gesehen. Vor einiger Zeit wurde dort der Kinder
gurten für Contet·gan-Kinder mit Fertigbauteilen aufs 
schnellste erstellt. Die Kinder konnten dort noch recht
zeitig Betreuung finden, während wir hier überall nach 
ähnlichen Einrichtungen Ausschau halten. Allein in 
Mainz schleppt sich die Einrichtung von zwei Sonder
kindergärten seit Monaten hin. Und was geschieht über
haupt mit den Kindern draußen auf dem Lande? Noch 
nicht einmal die einfachste Form der Hilfsschule ist für 
die meisten Kinder da. Als ich vor acht Jahren hier in 
dieses Haus kam, lagen dem Petitionsausschuß schon 
Bittschriften vor, die der Landesregierung als Material 
übet·wiescn wurden, und die Eltern baten darum, daß 
man solche Einrichtungen auch für die Landkinder 
scharren solle. Und wo sind heute Hilfsschulen für un
sel'<' Landkinder? 

Die CDU-Fraktion spricht in diesem Antrag von der 
F1·üheda1;~ung. Ja, das fängt wirklich sehr früh an. Das 
geht sogar zurück bis in den vorgeburtlichen Bereich, 
indem jetzt Wissenschaftler festgestellt haben, daß al
lein durch Sto!fwecbsdvorgänge beim Neugeborenen. 
geistige Behinderungen für das ganze Leben entstehen 
können. Und der hessische Sozialminister Hcmsath hat 
vor kurzem eine Verfügung erlassen, daß von jedem 
Neugeborenen nach sechs Tagen einige Blutstrop!en 
entnommen werden. Sie werden auf Filterpapier ge
bracht und nach Marburg eingesandt. Es ist dort gelun
gen, bei 10 000 Untersuchungen, die jetzt angelaufen 
sind. mit Sicherheit drei Kinder vor einer geistigen Be
hinderung zu bewahren. kh meine, dort, wo man es 
schon früh tun kann, ersparen wir uns für später die 
Einrichtungen. Aber wir haben ja vor kurzem hier de
battiert über die Mütter- und Säuglingssterblichkeit. 
Das gehört alles mit in diesen Bereich, vor allem die 
Untersuchungen, die sehr früh durchgeführt werden 
müssen. Es gehört weiterhin dazu, eine regelmäßige 
Müttcrbcratung. Denn es kommt dann die Zeit - ·man
che Frauen gehen ja überhaupt nicht mit ihren Kindern 
7.Ur MüUcrben1tung -, in der es einfach für einen Laien 
nicht w erkennen ist, wie weit ein Kind körperlich oder 
geistig bdlindert ist. Bis es dann die Mütter feststellen, 
ist es oft zu spät. 

Wir bab<Jn auch hier vor km·zem debattiert über unsere 
Fürsorgerinnen. Wo haben wir denn die Leute, die all 
dil'SL'n Fällen nac.:hgehen? Sie sitzen hintei· den Schreib
tischen und machen Schreibarbeiten, die zum Teil von 
nndcrcn K1•äflen übernommen werden könnten. Wie er
fossen wir also den Kreis der Behinderten, wie lassen 
wir k<:>inc Lücke? Wegen der Schuluntersuchungen habe 
k'h vor 14 Tagen - es können auch drei Wochen her 
.sein - eine Kleine Anfrage gestellt. Und was hat man 
da wieder zur Antwort gegeben: Es ist alles in Ord
nung, die Kinder werden untersucht. 

Meine spezielle Frage bezog sich auf die Untersuchung 
von Seh- und Hörschäden bei schulpflichtigen Kindern. 
Und entschuldigen Sie bitte, wenn ich jetzt einen Aus
druck gebrauche, der Sie vielleicht stört; ich habe selber 
drei Schulkinder. Wie gehen denn diese Untersuchungen 
vor sich? Wie ein Herdenauftrieb! Da werden 20, 30, 40 
Kind<:>r in Kürze hintereinander untersucht. Man kann 
dus den Ärzten dE>s Gesundheitsamtes auc.:h gar nicht 
einmal verübeln; ihnen fehlen einfach auch die Kräfte. 
Wer hat denn da noch Zeit, spezielle Untersuchungen 
vorzunehmen? Das s ind doch alles deklamatorische oder 

pauschale Erklärungen. Aber der spürt es nachher, der 
sieht, hier ist etwas zu spät erkannt worden, hier wurde 
etwas versäumt; und die Eltern machen sich ihr ganzes 
Leben lang Vorwül'fe. 

Die Frage der Einrichtungen in der Landesuniversität 
wurde vorhin schon gestreift, die Tatsache der fehlen
den Betten, die dort bereitstehen müßten, um hör- und 
sprachgeschädigte Kinder behandeln zu können, ist be
reits erwähnt. Die Landesuniversität hat noch nkh t ei nma 1 
einen Lehrstuhl für Orthopädie. Das bedeutet, wenn ein 
Kind Knochenschäden hat, wenn ihm Glieder fehlen, in 
einer Zeit, in der die vielen Contergan-Kinder behan
delt werden müssen, dann fehlt an unserer Landesuni
versität ein solcher Lehrstuhl. 

(Abg. Dr. Kohl: Ach!) 

- Ich habe es schriftlich, ich kann es Ihnen hier zeigen! 

(Abg. Dr. Kohl: Aber das ist doch keine Fl'age des 
Lehrstuhles, das ist eine Frage des Arztes!) 

- Entschuldigen Sie bitte, es wäre vonnöten, gerade weil 
wir immer wieder über Haltungsschäden klagen - die 
Klagen gehen ja hin bis zur Erfassung durch das Mili
tär• -, daß gerade auf dem Gebiet etwas getan würde. 
Wenn die Kinder behandelt werden sollen, dann !ahl'en 
sie wahrscheinlich vom Südteil des Landes nach Heidel
berg oder vom Nordteil des Landes nach Bonn. Den 
Eltern entstehen also Fahrtkosten, und die Kinder wer
den umhergeschleift. Wir sollten deshalb sehen, daß wir 
eine solche Einrichtung auch an unserer Universität er
halten. 

Die Ausbildung von Logopäden - auch das wurde in 
einer Kleinen Anfrage behandelt - geht ähnlich schlep
pend vor sich. Und wir haben es ja erleben müssen, als 
der Stellenplan für das Haushaltsjahr 1965 aufgestellt 
wurde, daß, obwohl das Schulgesetz inzwischen geän
dert war und die geistig behindel'ten Kinder schulpflich
tig geworden waren, die Landesregierung noch nicht 
einmal Stellen vorgesehen hatte für die Einschulung 
dieser Kinder, und daß es erst zu einem interfraktionel
len Antrag durch die Abgeordneten hat kommen müs
sen, daß die Stellenpläne überhaupt korrigiert und daß 
Mittel eingesetzt wurden, damit nur der geringste An
fang überhaupt gemacht werden kann. 

Wir haben einige tausend geistig und körperlich be
hinderte Kinder in unserem Lande, und es fehlt größ
tenteils die medizinische, therapeutische, pädagogische, 
berufsanbahnende und soziale Betreuung. Wir haben 
nicht genügend Heime, in die wir sie geben könnten; 
aber das ist ja an sich aul'h gar nicht einmal erforder
lich und et·wünscht, es ist viel besser, wenn sie zu Hause 
bleiben können. 

Sehen Sie, ich habe vor einiger Zeit hier den Fall eines 
geistig behinderten Kindes behandelt. Das Kind hat 
sich bis zu seinem zehnten Lebensjaht· in einem Säug
lingsheim aufhalten müssen, weil kein Heim in Rhein
land-Pfalz einen Platz haile, um das Kind unterzubrin
gen. Erst durch massiven Einsatz und durch viel Mühe 
des Landesjugendamtes ist e.s jetzt gelungen, das Kind 
unterzubringen. Aber wissen Sie wo? - In der Landes
nervenklinik. Dort blockiert es Testbetten für andere 
Kinder - denn in diesem Falle ist ja keine Diagnose mehr 
zu stellen -, und dort bezahlen die Eltern gegenüber den 
seither 13 Mark in einem Wormser Säuglingsheim 38 
Mark pro Tag. 

(Abg. Thorwirth : Unerhör t!) 
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Etwa 300 i-olcher Kinder im Lande suchen nach lrgend
einE-m Platz. Es ist nicht einmal möglich, sie in der 
f .8ndP~nE'rvt-nheilanstalt. unterw1J1·ingen. Das alles ist 
bekannt. und wir müssen endlich etwas dafür tun. 

Ich habe vorhin erwähnt: Wir sollten behinderte K in
der nach Möglichkeit .itar nicht in Heimen unterbringen. 
Tagesstiüten sind besser; das erspart uns Pflegeperso
nal; die Bindung an die Eltern geht nicht verloren. Und 
\\L'nil wir fllso sehen, es müssen Sonderschulen einge
ri<'hiP1 werden. es müssen Sonderkindergärten einge
richtet wi~rdr.n. dann frai.-(e ich mich: \Yird bei dem Bau 
der neuen Mittclpunk:ts.chulen auch Ähnliches b crück
:->imtigt? Setzen wir da schon Mitt.Pl ein. um die körper
lich und geistig behinderten Kinder etwa, die au! dem 
Lande wohnen. zugleich an diesen Stellen mitzube
treuen? Das muß doch einmal koordiniert werden in 
diesem Lande. 

Wir haht>n uns die Werkstätten in Holland angesehen -
und damit komme ich nun zu einem speziellen Problem: 
Dort steht das Land dahinter und bezuschußt die Ge
meindt-n mn 90 Prozent der entstehenden Kosten. Sehen 
Sit-. d<1 wird nat.ürlich auch manche Gemeinde von sich 
au s b.-reit sein. so etwas zu forcieren, so etwas einzu
richten. Bei uns fehlt. eben auch trotz gutem Willen, 
mand1mHI die finanzielle Basis; es fehlen die entspre
chenden .Sti>llen für d<is Personal, und es fehlen die 
Nfnroer.licti•m Räume. Allein mit der gegenseitigen Ver
sicl1~runl( des Verständnisses für soziale Fragen kom
men wir t>infach nicht weiter. 

Ich habe gestern einen Satz von Robel't Jungk gelesen. 
Er sl'hrieb e inen Artikel unter dem Thema „Regieren 
hdl~t voraussehen·'. Und ich meine, diesen Satz sollten 
:;im die Kabinettsmiti?.lieder über den Schreibtisch hän
gen. damit unsere Behinderten im Lande nicht länger 
da~ NaC'hsehen haben. 

~Beifall der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Keine Wortmeldungen. Ich schließe die Besprechung. 
Frau Ahge<>rdnete Hermans-Hillesheim, Sie haben 'Ober-

weisung an den Ausschuß beantragt. Nach der Fassung 
des Antrages eignet er sich nicht für eine Ausschuß
übcrweisung ; denn er fordert ja die Landesregierung 
auf, etwas zu tun. kh lasse also über den Antrag als 
solcht!n abstimm~n. 

(Abg. Dr. Kohl: Herr Präsident, ich m öchte dennoch 
beantragen - ich bin bt.:1't!ii, den Antrag der Frak
tion hier abzuändern - . daß sich auf alle Fälle der 
Sozialpolitische Ausschuß, aber auch der Kultur
politis(:he Ausschuß - vielleicht beide zusammen in 
einer gemeinsamen Si tzung - m it der Vorlage be
schäftigt, in Anwesenheit des Herrn St aa tssekre
tärs im Sozialministerium und des Herrn Kultus
ministers. Mir scheint das zwingend geboten 
zu sein. Ich will die Debatte jetzt nicht vertiefen. 
Wir sind ja nunmehr endlich a uch soweit , daß der 

.,Sozialpolitische Ausschuß des Landtags wieder ak
tionsfähie: ist. und ich hoffe, daß ctann auch die 
Dinge, die hierzu nachzutragen wären, mitbereinigt 

werden können ! - Unruhe bei der SPD.) 

- Also sozusagen auch noch Überweisung als Material 
an die beiden A usschüsse. In diesem Sinne lasse ich 
abstimmen über die Annahme des Antrages und über 
die Überweisung als Material an den Sozialpolitischen 
und an den Kulturpolitischen Ausschuß. Wer dem An
trag zustimmen will, möge das Handzeichen geben. -
Dankel Gegenprobe! - Stimmenth::iltungen! - Einstim
m]g angenommen! 

Meine Damen und Herren! Das war der letzte Punkt 
der TagesordnWlg. Es beginnen jetzt die Parlaments
ferien. Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, Ihnen 
allen eine gute Erholung, trotz des Bundestagswahl
kampfes, zu wünschen, und bt1·u.t:e die nächste Sitzung 
e in für den 5. Oktober. Ich schließe die Sitzung. 

<Beifall im Hause.) 

S c h 1 u ß der Sitzung: 12.47 Uhr. 


